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VORBEMERKUNG

Das »Forum Digitalisierung und Engage-
ment« ist ein Projekt des Bundesnetz-
werks Bürgerschaftliches Engagement 
(BBE), bei dem es um grundlegende Ver-
ständigung über die Bedeutung des Digi-
talen Wandels für die organisierte Bür-
gergesellschaft in Deutschland geht. Über 
einen Zeitraum von zwei Jahren soll mit 
den Mitgliedern des BBE – aber auch mit 
weiteren Interessierten aus den Sektoren 
Staat/Verwaltung, Wirtschaft/Unterneh-
men und Bürgergesellschaft/Non-Pro-
fits – über Perspektiven im Umgang mit 
Digitalisierung und „Künstlicher Intelli-
genz“ diskutiert werden.

Dass „Corona“ auch im Feld der gemein-
nützigen Organisationen einen Einstel-
lungs- und Praxiswandel bewirkt hat, ist 
dabei nur ein Aspekt unter vielen. In ers-
ter Linie geht es um eine informierte und 
selbstbewusste Aneignung in actu, also 
mitten in einem unabgeschlossenen Pro-
zess Digitaler Transformation, von dem 
wir sicher bislang nur wissen, dass er un-
umkehrbar ist. Dass es dazu gegenwärtig 
keine fertigen Positionen geben kann, soll-
te uns nicht vom Versuch einer selbstbe-
wussten Mitgestaltung des Digitalen Wan-
dels abhalten. Die geballte Expertise in 
Praxisfragen, die in den vergangenen Jah-
ren in vielen Vereinen, Verbänden und Ini-
tiativen entstanden ist, wird dabei helfen, 
das eigene Handeln besser zu reflektieren 
und daraus Schlussfolgerungen für den 
Ausbau Digitaler Kompetenz zu ziehen.

Am 15. und 16. Juni 2021 stand beim vier-
ten (Online-)Dialogforum im Rahmen des 
Projekts das Thema „Digitalisierung und 
Demokratie“ im Mittelpunkt der Diskus-
sionen. Wie schon bei den vorangegan-
genen drei Dialogforen (zu den Themen 
„Digitale Kompetenz“, „Organisationsent-
wicklung“ und „Datenschutz und Datensi-
cherheit als Grundrechtsschutz“) standen 
die Teilnehmenden erneut vor der Aufga-
be, ein vom Projektteam verfasstes Policy 
Paper zu diskutieren. Bei der Frage Digita-
lisierung und Demokratie wurde zunächst 
deutlich, dass es hier um viele verschie-
dene Facetten geht, die dennoch in einen 
thematischen Bogen gehören. Da ist ers-
tens die Frage nach den Gefahren, die der 
politischen Kultur aus dem weitgehend 
„anarchischen“ Kommunikationsgesche-
hen vor allem in Social-Media-Kontexten 
erwachsen. Unter der Überschrift „Der 
gefährdete öffentliche Raum des Digita-
len“ wurde diskutiert, welche Strategien 
die organisierte Zivilgesellschaft gegen 
rechtspopulistische und rechtsradikale 
Kampagnen und Angriffe entwickeln könn-
te. Zweitens ging es um die Frage, wie sich 
andererseits die positiven Potenziale, wel-
che die Online-Kommunikation für mehr 
demokratische Teilhabe bereithält, besser 
ausschöpfen lassen als bislang. Schließlich 
wurde drittens die Frage nach besseren 
politischen Rahmenbedingungen disku- 
tiert. Unterthemen waren hier: das Pro-
blem einer vorwiegend privatwirtschaftlich 
organisierten Infrastruktur, die Frage nach 
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mehr Transparenz im staatlichen Handeln 
mithilfe digitaler Zugänge, Digital- und 
Netzpolitik sowie die Problematisierung 
automatisierter Entscheidungsprozesse 
mittels Algorithmen.

Das Projekt samt aller Themen des Dialog-
forums sowie die weiteren drei Dialogfo-
ren finden sich auch auf der Online-Platt-
form1 wieder.

Im Folgenden dokumentieren wir:

 ¾ das im Dialogforum bearbeitete Policy 
Paper „Digitalisierung und Demokra-
tie“ in der abschließenden Fassung, 
das heißt nach Abschluss aller Kom-
mentierungs- und Beteiligungsrunden,

 ¾ einen Kommentar von Anna Christ-
mann, MdB (Bündnis 90/Die Grünen),

 ¾ einen weiteren Kommentar von Anna 
Wegscheider, HateAid,

1 https://www.forum-digitalisierung.de/

 ¾ schließlich die Expertise „Digitalisie-
rung und Demokratieentwicklung: 
Kommunikation, Partizipation, Infra-
struktur“ von Jeanette Hofmann, Wis-
senschaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung (WZB).

Das Team des »Forums Digitalisierung und 
Engagement« bedankt sich bei allen Teil-
nehmenden der Veranstaltung für ihren 
Einsatz und die Bereitschaft, sich auf die 
komplexe und intensive Diskussion über 
den Zusammenhang von Digitalem Wan-
del und Demokratieentwicklung eingelas-
sen zu haben. Unser Dank gilt außerdem 
den Autorinnen Anna Christmann, Anna 
Wegscheider und Jeanette Hofmann.

Serge Embacher
Leiter »Forum Digitalisierung und Engage-
ment«
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DR. SERGE EMBACHER, DANA MILOVANOVIC, TERESA STAIGER

POLICY PAPER „POTENZIALE, HERAUSFORDERUNGEN UND 
PERSPEKTIVEN FÜR DIE DEMOKRATIE“

Dialogforum: 
Digitalisierung und Demokratie

Das Forum »Digitalisierung und Enga-
gement« soll im zivilgesellschaftlichen 
Feld ein gemeinsames Verständnis des 
Digitalen Wandels erarbeiten. Das Pro-
jekt behandelt in einer Reihe von zwei-
tägigen Dialogforen zentrale Aspekte des 
gegenwärtigen Digitalisierungsprozesses, 
der auch für das bürgerschaftliche Enga-
gement und die organisierte Bürgerge-
sellschaft mehr und mehr an Bedeutung 
gewinnt. Dabei verfolgt das Bundesnetz-
werk Bürgerschaftliches Engagement 
(BBE) einen trisektoralen Ansatz, das 
heißt: Die organisierte Bürgergesell-
schaft sucht hier den kritisch-konstrukti-
ven Austausch mit Staat, Wirtschaft und 
Wissenschaft. Die Dialogforen werden 
eingerahmt von einer Auftakt- und einer 
Abschlusskonferenz. Am Ende steht eine 
Dokumentation des Prozesses mit Hand-
lungsempfehlungen für Politik, Wirt-
schaft und Bürgergesellschaft.

Das Dialogforum „Digitalisierung und De-
mokratie“ ist das vierte der Fachforen. Es 
wird online begleitet durch die seitens des 
BBE aufgesetzte Partizipationsplattform 
www.forum-digitalisierung.de.

Digitalisierung und Demokratie

Der Digitale Wandel wirft zahlreiche Fra-
gen zur Entwicklung unserer Demokratie 
auf. In einer zunehmend von der Digitali-
sierung durchdrungenen Welt lautet die 
Frage nicht mehr, ob man die damit ver-
bundenen Technologien begrüßt oder ab-
lehnt, sondern ob und wie man sie aktiv 
mitgestaltet oder nicht (vgl. Goethe-Insti-
tut/Superrr Lab 2020, S. 7). Einerseits wird 
die Digitalisierung vor diesem Hintergrund 
als Chance für die Stärkung und den Aus-
bau der Demokratie betrachtet, anderer-
seits stellt sie uns hinsichtlich des Schutzes 
der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung vor große Herausforderungen.

Für die Zivilgesellschaft und das bürger-
schaftliche Engagement ergeben sich somit 
zentrale Fragen, die einer Antwort – oder 
zumindest einer proaktiven und kritischen 
Auseinandersetzung – bedürfen. Welchen 
Einfluss hat die Digitalisierung auf demo-
kratische Prozesse? Welche Herausforde-
rungen ergeben sich diesbezüglich für die 
Zivilgesellschaft? Wie kann diese den digi-
talen Raum für sich zunutze machen, dabei 
das demokratische Gemeinwesen schüt-
zen und politische Teilhabe gestalten? Für 
das bürgerschaftliche Engagement ist eine 
Auseinandersetzung mit den nachfolgend 
genannten drei Themen von zentraler Be-
deutung, um auf die Chancen und Heraus-
forderungen der Digitalisierung demokra-
tisch gestaltend zu reagieren.

https://www.forum-digitalisierung.de
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Zentrale Themenfelder

1) Der gefährdete öffentliche Raum des 
Digitalen

Bestandsaufnahme & Analyse

Die Digitalisierung verändert unsere Art 
zu kommunizieren. Während im analogen 
persönlichen Austausch das Gegenüber 
bekannt oder zumindest erkennbar ist, 
bietet der digitale Raum zahlreiche Mög-
lichkeiten des anonymen und pseudony-
men Austauschs. Anonymität im Netz be-
deutet einerseits Wahrung des Rechts auf 
informelle Selbstbestimmung und Selbst-
schutz zur freien Meinungsäußerung. 
Andererseits scheint gerade im digitalen 
Raum das, was man die Etikette der Kom-
munikation nennt, keine tragende Rolle 
mehr zu spielen. Hassrede, Desinforma-
tion, Trolle, „Fake-Profile“, Polarisierung 
durch Filterblasen und weitere Phäno-
mene sind keine Fremdbegriffe mehr, 
sondern tägliche Realität in den sozialen 
Netzwerken. Wissen ist wie nie zuvor ab-
ruf- und überprüfbar, zeitgleich nehmen 
aber Phänomene wie Anti-Intellektualis-
mus und Verschwörungserzählungen zu. 
Zugleich kommt es zu einer Eintrübung 
der klassischen Trennung von Öffentlich-
keit und Privatsphäre.

Besonders Rechtspopulist*innen und 
Rechtsextremist*innen verfügen häufig 
über Online-Kommunikationsstrategien, 
die sie regelmäßig geschickt anpassen 
(vgl. Valjent et al. 2013). Sie benutzen das 
Internet zur Platzierung ihrer demokra-
tiegefährdenden und menschenverach-
tenden Inhalte (vgl. Guhl et al. 2020). Dies 
führt zunehmend zu einer Verrohung der 
Sprache und der Kommunikationsverhält-
nisse. Die Zivilgesellschaft in ihrer Breite 
hingegen, von einigen Initiativen (Digitale 
Zivilgesellschaft, HateAid, Hass melden 
etc.) abgesehen, reagiert oftmals nur, 

ohne dass sie den digitalen Raum proak-
tiv und prodemokratisch gestaltet oder 
sich zu eigen macht.

Die Zivilgesellschaft, die häufig Ziel von 
Anfeindungen und Unterstellungen ist, 
braucht hier einerseits Strategien, um auf 
demokratiegefährdende Kommunikation 
adäquat reagieren zu können. Anderer-
seits kommt es aber auch darauf an, pro-
aktiv den digitalen Raum demokratiestär-
kend selbst zu gestalten und ihn positiv zu 
besetzen (zum Beispiel durch Kampagnen 
für eine positive Internetkommunikation). 
Dies betrifft ausnahmslos alle Organisatio-
nen im Feld des bürgerschaftlichen Enga-
gements und nicht nur jene, die sich ex-
plizit mit Demokratiestärkung und Demo-
kratieentwicklung auseinandersetzen. Das 
berührt auch die Aufgabendefinitionen 
von Vereinen im Vereinsrecht.

Dass dies bislang noch nicht flächende-
ckend der Fall ist, mag auch an einem 
Mangel an entsprechender digitaler bzw. 
Medienkompetenz liegen, um auf Hass im 
Netz und dergleichen adäquat reagieren 
zu können. Teils ist es aber auch die feh-
lende Strategie für demokratiestärkende 
digitale Kommunikation, welche die Zivil-
gesellschaft an einer aktiveren Haltung 
hindert. Die Notwendigkeit hierfür liegt 
jedoch auf der Hand. Viele Menschen 
werden über analoge Kanäle nicht mehr 
erreicht. Daher besteht die Notwendig-
keit der Nutzung sozialer Medien durch 
all diejenigen, die sich für Demokratie und 
Menschenrechte auch im Netz einsetzen 
wollen. Die digitalen Inhalte werden oft-
mals aber nicht strategisch und zielgerich-
tet vermittelt, denn dies würde gewisse 
Ressourcen besonders in Form von ge-
schulten Haupt- und Ehrenamtlichen vor-
aussetzen (vgl. hierzu die Policy Paper des 
Forums zu Digitale Kompetenz & Organi-
sationsentwicklung).
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Es findet zu wenig fundierter Austausch 
zwischen Akteuren der Wissenschaft, Zi-
vilgesellschaft und Politik statt, um ge-
meinsame Präventions- und Reaktions-
maßnahmen zu entwickeln (vgl. Guhl et 
al. 2020). Die Demokratie muss aber auch 
im Netz gestärkt werden – und das nicht 
nur durch die Engagierten, die sich vor 
Ort für Demokratie, gegen Rassismus und 
gegen Antisemitismus einsetzen, die aber 
durch Hass im Netz eingeschüchtert und 
bedroht werden. Vielmehr ist es die Auf-
gabe des gesamten bürgerschaftlichen En-
gagements, sich der Erosion der Demokra-
tie entgegenzustellen. Deswegen müssen 
Solidarität, Vernetzung und Unterstützung 
zwischen Vereinen, Verbänden und Initia-
tiven im Vordergrund stehen, wobei der 
Zusammenhang von Medienkompetenz, 
politischer Bildung und Einsatz für demo-
kratischen Zusammenhalt eine zentrale 
Rolle spielt. Besonders wichtig ist es, dass 
die Zivilgesellschaft durch die Politik als 
wesentlicher Faktor der Digitalisierung an-
erkannt und miteinbezogen wird.

2) (Digitale) Teilhabe als politisches Mo-
ment der Demokratie

Bestandsaufnahme & Analyse

Digitalisierung kann je nach Ausprägung 
und Verwendung eine Chance für die 
Stärkung der Demokratie bedeuten. Sie 
ermöglicht neue Formen der Teilhabe 
und Beteiligung, auch im Engagement. 
Prinzipien der offenen Gesellschaft, die 
sich auch bereits in der Online-Sphäre 
etabliert haben (Open Government, Open 
Data sowie Online-Partizipation), können 
eine demokratiestärkende Wirkung 
entfalten und sollten weiter gefördert 
werden (zum Beispiel durch nationale 
Aktionspläne). Besonders bei der Adres-
sierung der sogenannten Digital Natives 
– also der jungen Erwachsenen, die nach 
1980 geboren wurden – und für deren 

Zugänge über politische Bildung ist eine 
Auseinandersetzung des bürgerschaftli-
chen Engagements mit den sozialen Netz-
werken unabdingbar (vgl. Besand et al. 
2013). Dazu gehört auch die Frage, ob es 
der Zivilgesellschaft gelingen kann, selbst 
nicht-proprietäre, nutzerzentrierte und 
dialogorientierte Netzwerke aufzubauen 
und zu gestalten (Voraussetzung: Förde-
rung, Interoperabilität etc.).

Auf der Seite der Zivilgesellschaft können 
digitale Technologien zudem dazu beitra-
gen, Inklusion zu stärken, Exklusion zu ver-
ringern und demokratische Beteiligungs-
formate zu etablieren. Allerdings entsteht 
durch die Digitalisierung auch eine weite-
re – und nicht unbeachtliche – Exklusions-
dimension. In Deutschland existieren zum 
Beispiel nach wie vor Orte, die nicht aus-
reichend ans Netz angeschlossen sind, so-
dass dort digitale Teilhabe von vornherein 
ausgeschlossen ist. Ohne entsprechenden 
Breitbandanschluss für alle Bürger*innen 
kann es keine flächendeckende Teilhabe 
am Digitalen Wandel geben. Aufgabe des 
Staates muss es daher sein, dafür Sorge zu 
tragen, dass alle Personen in Deutschland 
Zugang zu Breitbandinternetversorgung 
bekommen sowie über die Mittel und 
Geräte verfügen, um digitale Angebote 
in Anspruch nehmen zu können. Zudem 
mangelt es häufig an Wissen bezüglich 
der Relevanz digitaler Teilhabe im gesell-
schaftspolitischen Kontext.

Doch der Zugang zum Netz ist nur ein Kri-
terium dafür, wie sich Teilhabe auch im 
Digitalen Wandel demokratisch gestal-
ten lässt. Diskriminierungsfreie Teilhabe 
ist ein weiteres: Es müssen alle Bevölke-
rungsgruppen eingebunden werden, auch 
diejenigen, die über keine Stimme im öf-
fentlichen Raum (mehr) verfügen, müs-
sen mitgedacht, erreicht und gehört wer-
den. Wichtig wird es sein, Teilhabe nicht 
analog oder digital zu denken. Die beiden 
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Sphären müssen miteinander verschränkt 
werden. So lassen sich die unterschiedli-
chen Perspektiven aus der Gesellschaft 
besser in politische Entscheidungsprozes-
se integrieren, um dem Anspruch einer 
gemeinwohlorientierten Politik gerecht 
zu werden.

Dabei muss immer darauf geachtet wer-
den, dass sich die sozialen Ungleichhei-
ten der analogen Welt nicht in der digita-
len reproduzieren oder sogar verstärken. 
Bislang wird das Potenzial der Digitalisie-
rung als Integrationsmotor für Teilhabe 
und Partizipation oft nicht erkannt und 
somit nicht hinreichend ausgeschöpft. 
So wird zum Beispiel der Einsatz offen 
zugänglicher Daten (Open Data) noch 
nicht als Beteiligungschance seitens der 
Zivilgesellschaft wahrgenommen (vgl. 
Bertelsmann Stiftung et al. 2019, S. 114). 
Insgesamt reproduziert sich im digita-
len Raum die bereits vorher bestehende 
Kluft zwischen gut integrierten und teil-
habeorientierten Menschen und solchen, 
die aus materieller und sozialer Benach-
teiligung heraus wenig am gesellschaftli-
chen Diskurs teilhaben.

Die Zivilgesellschaft und die Politik blei-
ben aufgefordert, hier mithilfe geeigne-
ter Strategien mehr für den sozialen Zu-
sammenhalt der Gesellschaft zu tun und 
Zugänge zu schaffen, zum Beispiel über 
Förderprogramme der Deutschen Stiftung 
für Engagement und Ehrenamt (DSEE). Die 
Bundesregierung und der Bundestag soll-
ten die DSEE angesichts dieser Aufgaben 
ausreichend ausstatten. Zur Aufgabe der 
Politik gehört es auch, in anderen Politik-
feldern (Bildung, Soziales, Medien, Wirt-
schaft, Umwelt, Recht) im Hinblick auf so-
zialen Zusammenhalt zu agieren.

3) Politische Rahmenbedingungen und 
ihre Ausgestaltung

a) Schwacher Staat im Netz – das Problem 
der privatwirtschaftlichen Infrastruktur

Bestandsaufnahme & Analyse

Die Digitalisierung verändert unsere De-
mokratie. Die Rolle des Staates im Digita-
len Wandel ist daher essenziell für Demo-
kratie und Freiheitsrechte. Dazu gehört 
mehr als eine digitalisierte öffentliche 
Verwaltung, die selbst vielerorts noch in 
den Kinderschuhen steckt. Die Digitalisie-
rung verändert vielmehr unsere politische 
Kultur, die immer mehr durch Plattfor-
men, Filterblasen, ganz eigene Kommuni-
kationsformen samt ihren negativen Be-
gleiterscheinungen wie Hassrede, Desin-
formation und Ähnlichem dominiert wird. 
Deswegen muss das Nachdenken über die 
Rolle des Staates in der Digitalisierung viel 
weiter reichen.

Eine Baustelle ist daher die Formulie-
rung und Durchsetzung verbindlicher und 
transparenter Regeln für Plattformen, die 
durch private Unternehmen wie Facebook, 
Amazon oder Google betrieben werden. 
Der öffentliche Diskurs findet heute zum 
großen Teil auf diesen Plattformen statt, 
die mittlerweile eine gewisse Gatekeeper-
Funktion innehaben. Die Selbstverständ-
lichkeit, mit der bislang die weitgehen-
de Unreguliertheit privater Plattformen 
betrachtet wurde, muss überwunden 
werden, wenn ein den demokratischen 
Grundwerten und Regeln verpflichteter 
öffentlicher Diskurs als zentrale Voraus-
setzung für das Funktionieren der offenen 
Gesellschaft Bestand haben soll.

Allerdings muss das Ringen um Regeln 
im Internet besonnen und demokratisch 
gestaltet werden, denn Staat und Gesell-
schaft dürfen nicht Gefahr laufen, durch 
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Regulierungen zu „Totengräbern“ der 
Meinungsfreiheit zu werden. Vordergrün-
dig scheinbar plausible Maßnahmen wie 
Uploadfilter oder Zensurregeln führen 
deswegen nicht unbedingt zu einem de-
mokratischeren Netz. Dennoch kann es 
sinnvolle Regulierungen geben, wie etwa 
nachvollziehbare und verbindliche Verhal-
tensregeln, Beschwerde- und Einspruchs-
möglichkeiten, transparente Algorithmen, 
Unterbindung der sogenannten Konsum-
maximierung und Interoperabilität (vgl. 
hierzu Klausa und Meyer 2021).

Der Digital Services Act der Europäischen 
Union ist dahingehend ein guter und rich-
tiger Ansatz, der dringend politisch umge-
setzt werden muss. Darüber hinaus muss 
der Fokus verstärkt auf dem Datenschutz 
liegen, der als öffentliches Gut gekenn-
zeichnet werden muss. So kann eine di-
gitale Demokratie individuelle Rechte 
schützen und einen Umgang mit Daten 
im Sinne des Gemeinwohls (und nicht im 
Sinne ökonomischer Interessen und staat-
licher Zugriffsmöglichkeiten) fördern.

b) Digitaler Staat – mehr Beteiligung durch 
mehr Transparenz

Bestandsaufnahme & Analyse

Ein weiteres demokratisches Potenzial der 
Digitalisierung bilden Ansätze des Open 
Government, das heißt: der ernsthaften 
öffentlichen Beteiligung an politischen 
Entscheidungsprozessen. Hier wird ge-
fordert, dass staatliches Handeln und die 
„Wissensdatenbank“ des Staates transpa-
renter und öffentlich zugänglich werden, 
unter stärkerer Einbeziehung der Zivilge-
sellschaft. Politik, Regierung, Verwaltung 
und Justiz sollen so offener, transparenter, 
partizipativer und kooperativer gestaltet 
werden. Deutschland ist seit 2016 Mitglied 
der Open Government Partnership und 
damit den Nationalen Aktionsplänen ver-

pflichtet, bleibt aber nach wie vor hinter 
den Vorgaben zurück (vgl. European Com-
mission 2020; Bundeskanzleramt 2019).

Eng damit verknüpft ist das Prinzip von 
Open Data, mit dem die Daten, die ein 
Staat erhebt und sammelt, offengelegt 
und zur (freien) Nachnutzung bereitge-
stellt werden sollen, sodass sich mit die-
sen amtlichen Daten – wie zum Beispiel 
Statistiken, Haushaltsdaten, Gerichtsur-
teile, Karten, Materialien der Parlamente, 
Ministerien und Behörden – Gesetze oder 
auch Projekte von allgemeinem Interesse 
umsetzen lassen (Beispiele: offene Karten, 
etwa Wheelmap, Abstimmungsverhalten 
von Abgeordneten, Lobbyregister, https://
daten.berlin.de/ etc.).

Dies bedarf einer neuen Kultur der Zusam-
menarbeit und Kooperation von Staat und 
Gesellschaft und einer demokratischen 
Kontrolle durch die Nutzbarmachung digi-
taler Möglichkeiten und Technologien.

c) Netz- und Digitalpolitik – ein Fall für die 
Zivilgesellschaft

Bestandsaufnahme & Analyse

Das Projekt »Forum Digitalisierung und 
Engagement« soll einen Diskurs über die 
Digitalisierung anstoßen und klären, wie 
der Digitale Wandel die Zivilgesellschaft 
und ihre Organisationen verändert. Dazu 
gehören auch das Informieren über und 
das kritische Begleiten von netzpolitischen 
Entwicklungen, wie etwa dem jüngst dis-
kutierten Gesetz zur Anpassung des Ver-
fassungsschutzrechts (Meister 2021; Sten-
ner 2021) oder der gerade verabschiede-
ten Urheberrechtsreform, die den Einsatz 
von Uploadfiltern gesetzlich erlaubt (Jen-
nissen 2021).

Sogenannte Staatstrojaner, wie sie das 
Verfassungsrechtgesetz für alle Geheim-

https://daten.berlin.de/
https://daten.berlin.de/
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dienste erlaubt, sollten viel stärker ins 
Bewusstsein der organisierten Zivilgesell-
schaft gelangen, weil hier der staatlichen 
Exekutivgewalt die Möglichkeit einge-
räumt wird, sich in Computer und Netz-
werke von „verdächtigen“ Personen und 
Organisationen einzuhacken und dort Da-
ten einzusehen. Das geht uns alle etwas 
an – besonders die engagierte Zivilgesell-
schaft, die für eine freiheitliche Demokra-
tie einsteht.

Demokratie bedeutet immer ein Abwä-
gen zwischen Freiheit und Sicherheit und 
eine fortlaufende Neujustierung im öf-
fentlichen Diskurs, durch Gesetzgebung 
und Regulierung. Dabei darf die Balance 
zwischen diesen beiden fundamentalen 
Werten aber nie dauerhaft zugunsten der 
Sicherheit verschoben werden. Deswe-
gen müssen netzpolitische Vorhaben wie 
der Einsatz von „Staatstrojanern“ durch 
eine kritische Zivilgesellschaft hinterfragt 
und gegebenenfalls abgewehrt werden. 
Nicht nur wird die IT-Sicherheit aufs Spiel 
gesetzt, da Sicherheitslücken ausgenutzt 
und nicht geschlossen werden (die eigent-
liche Aufgabe der Dienste), sondern es 
besteht die Gefahr, dass unverhältnismä-
ßig in Grundrechte eingegriffen wird. In 
Zeiten, in denen das Schlagwort digitale 
Souveränität in aller Munde ist, handelt es 
sich hier um eine äußerst problematische 
Entwicklung. Digital, souverän, engagiert 
– das muss die Losung für das Engagement 
und die Zivilgesellschaft sein, die hier als 
Aufforderung für eine freiheitlich-reflek-
tierte Haltung im Digitalen Wandel steht.

d) Algorithmen und ihre teils problemati-
sche Anwendung

Bestandsaufnahme & Analyse

Die gesellschaftliche Kommunikation und 
das gesellschaftliche Leben werden zu-
nehmend durch Algorithmen mitgestaltet 

– und das hat Konsequenzen für die De-
mokratie. Selbstlernende algorithmische 
Entscheidungssysteme (ADM-Systeme) 
müssen vor allem dann kontrolliert wer-
den, wenn ihre Entscheidungen Men-
schen oder die Gesellschaft betreffen und 
überdies nach intransparenten Kriterien 
und Maßstäben funktionieren (zum Bei-
spiel durch verdeckte Diskriminierung bei 
der Bewertung von Merkmalen wie Aus-
sehen, Wohnort oder Herkunft).

Dabei reicht es nicht, nur die einzelnen Al-
gorithmen transparent zu machen, also ih-
ren Code zu veröffentlichen. Man muss sie 
innerhalb der relevanten Entscheidungs-
systeme betrachten und deren Zwecke 
thematisieren. Beispiele für ADM-Systeme 
sind etwa die Berechnung des Schaden-
freiheitsrabatts bei Kfz-Versicherungen 
(relativ unbedenklich), Berechnungen, ob 
Menschen kriminell oder rückfällig wer-
den, wo und wann Straftaten passieren 
könnten (Predictive Policing), Social-Me-
dia-Feeds oder wie Menschen ihre Kredite 
werden bedienen können (sehr bedenk-
lich). Es bedarf einer gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung, in welchen Berei-
chen der Einsatz von Algorithmen unter 
welchen Umständen unproblematisch ist 
und in welchen nicht – und wer diesen 
Einsatz bewertet und kontrolliert (Beining 
2019). In jedem Fall bedarf es einer demo-
kratisch legitimierten Kontrollinstanz (vgl. 
Zweig 2019).1

Insgesamt brauchen wir eine mutigere, 
visionärere und innovativere Nutzung der 
Chancen der Digitalisierung bei einem kla-
ren Bewusstsein für die Risiken. Der Digi-
tale Wandel ist so allumfassend und greift 
so stark in alle gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen und politischen Bereiche ein, 
dass es einer deutlichen Gestaltung durch 
Staat und Verwaltung im Zusammenspiel 
1 Siehe auch Projekte wie Algorithm Watch (https://
algorithmwatch.org/de)

https://algorithmwatch.org/de
https://algorithmwatch.org/de
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mit der Zivilgesellschaft bedarf. So sollte 
und muss Digitalisierung durch Gemein-
wohlorientierung und den Fokus auf ge-
sellschaftliche Teilhabe und demokrati-
sche Werte geprägt und gestaltet werden.

Handlungsempfehlungen – Digitalisierung 
und Demokratie wechselseitig stärken

Aus der Analyse des Status quo lassen sich 
eine Reihe von Handlungsempfehlungen 
für die Bürgergesellschaft, aber auch ge-
genüber Politik und Wirtschaft ableiten. Es 
geht darum, den Digitalen Wandel demo-
kratisch und gemeinwohlorientiert zu ge-
stalten und in diesem Verständnis netzpo-
litische, engagementpolitische und demo-
kratiepolitische Forderungen zu verbinden.

Forderungen an die Zivilgesellschaft:

 ¾ Einfordern von mehr und verbindlichen 
Kooperationen und Demokratiepart-
nerschaften zwischen politischen und 
zivilgesellschaftlichen Akteuren (Er-
kenntnistausch und Expertise),

 ¾ Auf- und Ausbau der Medienkompe-
tenz, um gegen Desinformation vor-
gehen zu können (in der Schule, in der 
Gemeinwesenarbeit, aber auch in der 
Erwachsenenbildung und im non-for-
malen bzw. informellen Engagement-
lernen),

 ¾ Initiierung einer Kampagne für positive 
Internetkommunikation, um den digi-
talen Raum proaktiv demokratiestär-
kend zu gestalten und ihn positiv zu 
besetzen,

 ¾ Aufbau von Unterstützungs- und Soli-
daritätsnetzwerken (wie zum Beispiel 
#ichbinhier, Hassmelden etc.),

 ¾ Einrichtung eines Unterstützungsnetz-
werkes sowie weiterer Austauschfor- 
mate zwischen vor Ort ansässigen Wirt-
schaftsunternehmen, Kommunalpo-
litik sowie der Zivilgesellschaft zur ge- 
meinsamen Stärkung der Demokratie 

(trisektoraler Ansatz); dabei enger Kon-
takt zu den Landesnetzwerken für En-
gagement und Partizipation,

 ¾ Entwicklung eines Curriculums für 
das Hauptamt in den zivilgesellschaft-
lichen Infrastruktureinrichtungen, in 
dem digitale Kompetenzen, Medien-
kompetenzen und eine auch „aufsu-
chende“ politische Bildung eine zen-
trale Bedeutung haben,

 ¾ Aufbau lokaler Bildungslandschaften 
(digital und inklusiv) mit Engagement 
als vielfältiger Lernort neben Schulen 
und Hochschulen,

 ¾ regelmäßige Befragungen aller im länd-
lichen Raum aktiven Organisationen 
bezüglich ihrer Erfahrungen und 
Bedarfe im Hinblick auf digitale Tech-
nologien und deren Einsatz zur Demo-
kratiestärkung (zum Beispiel im Rah-
men der ZiviZ-Surveys),

 ¾ Entwicklung und Etablierung spezi-
fischer Handlungsformate ähnlich dem 
Staat und den Unternehmen, um die in 
diesem Papier geforderten Strategien 
als Zivilgesellschaft gemeinsam erfolg-
reich durchsetzen und in praktische 
Politik umsetzen zu können.

Forderungen an Staat und Wirtschaft:

 ¾ Internetzugang für alle (Breitbandaus-
bau) und Verankerung der digitalen 
Teilhabe im Grundgesetz,

 ¾ Gründung einer neuen Ethikkommis-
sion für den Digitalen Wandel und für 
die demokratische Kontrolle algorith-
mischer Systeme in gesellschaftsrele-
vanten Bereichen unter Einbeziehung 
der Breite der Zivilgesellschaft als 
gleichberechtigter Partner, wodurch 
die Richtung der Digitalisierung im 
Sinne einer demokratischen, gemein-
wohlorientierten Prägung beeinflusst 
werden kann,

 ¾ Änderung des Vereinsrechts dahin-
gehend, dass gemeinnützige Vereine, 
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Verbände, Initiativen etc. sich für die 
demokratische Ordnung einsetzen 
können,

 ¾ ein ausfinanziertes Bundesprogramm 
zur Qualifizierung der Zivilgesellschaft 
im demokratiestärkenden und partizi-
pativen Umgang mit digitalen Medien 
(dazu stärkeres Einbeziehen der Wis-
senschaft, auch zur qualifizierten Eva-
luation der Lernprozesse),

 ¾ Benennung eines/einer Bundesbeauf-
tragten für Diskriminierung im Netz,

 ¾ Ausweitung von Programmen wie 
„Demokratie leben!“ im Sinne einer 
dauerhaften Förderung kompetenter 
Infrastrukturen für das Engagement 
(Bundesministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend – BMFSFJ),

 ¾ Rückgriff auf und Integration der vor 
Ort ansässigen Organisationen und ih-
rer Expertise zur Erarbeitung politisch-
strategischer Demokratieprogramme,

 ¾ Ausbau der Förderung für zivilgesell-
schaftliche Organisationen, die im Op-
ferschutz tätig sind,

 ¾ nachhaltige Strukturförderung von De-
mokratieinitiativen und Infrastruktur-
einrichtungen der Engagement- und 
Teilhabeförderung im Sinne eines De-
mokratiefördergesetzes des Bundes,

 ¾ Programm zur Sensibilisierung und 
Aufklärung zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen hinsichtlich der Kommu-
nikationsstrategien rechtsextremer 
Gruppierungen im Netz (Train-the-
Trainer-Konzepte, etwa über Bundes-
zentrale für Digitale Aufklärung oder 
Ähnliche),

 ¾ Angebot an Qualifizierungsmaßnah- 
men für Organisationen des bürger-
schaftlichen Engagements zur proak-
tiven Verwendung sozialer Medien 
(Woran erkenne ich einen Troll? Wie 
lassen sich Fake-Profile erkennen und 
öffentlich aufdecken? Wie reagiere ich 
adäquat auf Hassrede? Wohin kann ich 
mich als Betroffene*r wenden? Wie 

kann ich Falschmeldungen und Desin-
formationen überprüfen und widerle-
gen?),

 ¾ mehr kostenfreie Angebote politischer 
Bildung für Mitglieder, haupt- und eh-
renamtliche Mitarbeiter*innen bzw. 
Freiwillige des bürgerschaftlichen En-
gagements (zum Beispiel Stärkung der 
innerverbandlichen Kapazitäten für 
derartige Fortbildungen),

 ¾ Förderprogramme für einen engagier-
ten Journalismus gegen Desinformation 
und tendenziöse Berichterstattung,

 ¾ bessere personelle Ausstattung und 
Qualifizierung der Strafverfolgungsbe-
hörden (Polizei und Justiz), damit diese 
mit Verstößen im Netz angemessener 
umgehen,

 ¾ strukturelle Förderprogramme für den 
ländlichen Raum (Erweiterung des 
SmartCountry-Ansatzes für Demokra-
tieentwicklung),

 ¾ Einführung einer Digitalisierungspau-
schale für Teilhabe (Assistenzen, Ge-
bärden- und Schriftdolmetscher*innen 
etc.) in der Projektförderung.
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1) Der gefährdete öffentliche Raum des 
Digitalen

Zivilgesellschaft spielt die tragende Rol-
le dabei, wenn es um den sozialen Zu-
sammenhalt im Allgemeinen und um 
den Widerstand gegen Hass und Het-
ze im Netz im Konkreten geht. Gerade 
soziale Medien werden teilweise von 
Rechtspopulist*innen dominiert und von 
Bots und konzertierten Hasskampagnen 
gegen politische Andersdenkende über-
schwemmt. Dagegen spielt der indivi-
duelle Widerstand als Zivilcourage eine 
wichtige Rolle. Die „Checks and Balances“ 
einer fairen und demokratischen Netz-
kultur müssen bisweilen leider von den 
User*innen übernommen werden, wenn 
sich die großen und verantwortlichen 
Konzerne wie Facebook/Instagram, Twit-
ter oder youTube nicht für ihre Inhalte ver-
antwortlich empfinden und die Politik ein 
couragiertes Auftreten vermissen lässt.

Eine weitere zentrale Rolle spielen Or-
ganisationen und Initiativen im Netz, die 
Desinformationen einordnen. Portale wie 
 correctiv.org, Volksverpetzer etc. sind 
damit Teil einer reflektierten Netzkultur 
– und als „Factchecker“ allemal eine bes-
sere Alternative als pauschale Schranken 
der Meinungsäußerung wie die zu Recht 
umstrittenen Uploadfilter.

Die kritische Einordnung von Informatio-
nen im immer undurchsichtigeren Infor-
mationsdschungel bis hin zu Verschwö-

rungsmythen, die auf Foren oder Tele-
gramkanälen verbreitet werden, wird 
immer wichtiger. Medienkompetenz und 
digitale Kompetenz aller Rezipient*innen, 
insbesondere die kritische Einordnung 
von Quellen, müssen gestärkt werden. 
Dazu schlagen wir unter anderem die Ein-
richtung einer neuen Bundeszentrale für 
digitale und Medienbildung vor, die hier-
bei unterstützt (vgl. Bundestags-Drucksa-
che 19/18729).

Gleiches gilt für die Bedeutung von digita-
len „Graswurzelbewegungen“, die Aware-
ness für soziale oder ökologische Themen 
erzeugen oder Haltung im Netz beweisen: 
von #ichbinhier bis #MeToo. Sie als rei-
nen „Klickaktivismus“ abzutun, wird nicht 
der Bedeutung gerecht, die sie für die 
Meinungsbildung und Werteorientierung 
vieler – gerade junger – Menschen inzwi-
schen haben.

2) (Digitale) Teilhabe als politisches Mo-
ment der Demokratie

Digitalisierung bietet also zweifellos neue 
Formen der Teilhabe. Bürgerschaftliches 
Engagement wird in klassischen Engage-
mentbereichen und Tätigkeiten digitaler 
und damit für viele auch niedrigschwelli-
ger. Heute kann ich Kassenwart*in, Vor-
standsmitglied oder Vertrauensperson in 
einem Verein sein, ohne vor Ort sein zu 
müssen oder Schulungen mit dem Nach-
wuchs digital umsetzen. Netzwerke, Kom-
munikationsprozesse und die Organisation 
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von Arbeit in der Zivilgesellschaft werden 
effizienter und vielfältiger. Das müssen wir 
unterstützen: Einerseits infrastrukturell 
über einen deutlich beschleunigten Breit-
bandausbau, andererseits durch die För-
derung der Anschaffung von Hardware. 
Aber auch die beste Infrastruktur bringt 
mir nichts, wenn es an Kompetenzen und 
Erfahrungen fehlt, um diese anzuwenden. 
Denn Digitalisierung kann auch exkludie-
rend wirken. Wir sehen hier etwa die neue 
Deutsche Stiftung für Engagement und Eh-
renamt (DSEE) in der Verantwortung, über 
Förderstellen dezentral zu fördern und bei 
Bedarf auch die Finanzierung von Schulun-
gen und Weiterbildungen zu ermöglichen. 
Die DSEE muss sich grundsätzlich zu einer 
subsidiär agierenden Förderstiftung wei-
terentwickeln, die die selbstverwaltete 
Zivilgesellschaft – vor Ort – in ihren Bedar-
fen unterstützt. Was wir nicht brauchen, 
sind jedoch behördenähnliche Strukturen, 
die Mittel der öffentlichen Hand vor allem 
in sich selbst verwalten – manchmal ist 
Vertrauen besser als Kontrolle.

Aber auch originär digitales Engagement 
braucht Anerkennung. Von der Online-En-
zyklopädie über die App gegen Lebensmit-
telverschwendung bis zum Programmie-
ren von Open-Source-Software: Wir müs-
sen digitales Engagement als gemeinnützig 
anerkennen und mit „althergebrachten“ 
Engagementformen gleichstellen. Denn 
die Gemeinnützigkeit ist nicht nur eine 
steuerliche Kategorie, sondern oft auch 
die Voraussetzung, um zum Beispiel für 
öffentliche Zuwendungen oder Förderpro-
gramme überhaupt infrage zu kommen 
oder für Spenden attraktiv zu sein.

3) Politische Rahmenbedingungen und 
ihre Ausgestaltung

Für eine plurale Gesellschaft auch im Netz 
ist es wichtig, dass dieses nicht nur von 
einzelnen Akteuren gestaltet wird. Wir 

setzen uns für eine ambitionierte Umset-
zung des „Digital Markets Act“ auf europä-
ischer Ebene ein. Außerdem ist es wichtig, 
dass Online-Dienste „interoperabel“ ange-
boten werden, das heißt: Daten und Profi-
le von Plattformen mitgenommen werden 
können und es einfach ist, Plattformen 
zu wechseln. Ein fairer Wettbewerb muss 
über das Kartellrecht sichergestellt wer-
den, es bringt uns nicht weiter, wenn In-
ternetriesen kleine Unternehmen aufkau-
fen und wenige Unternehmen die alleinige 
Gestaltungsmacht haben.

Die Zivilgesellschaft hat eine wichtige 
„Watchdog-Funktion“. Sie sollte deswe-
gen Zugang zu Datensätzen bekommen, 
um diese in Bezug auf Themen wie Demo-
kratie, Diskriminierung und politische Ein-
flussnahme selbst untersuchen zu können. 
Regulierung ist wichtig, um einen ordnen-
den Rahmen zu setzen. Ebenso wichtig ist 
es aber auch, Digitalisierung und Internet 
souverän gestalten zu können. Dafür brau-
chen wir einen Staat, der bei der Digitali-
sierung nicht immer zwei Schritte hinter-
herhängt, sondern selbst innovativ neue 
Lösungen ausprobiert, Bürger*innen mit 
guten Angeboten versorgt und mit eige-
ner Digitalkompetenz Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft auf Augenhöhe begegnet.

Digitaler Staat – mehr Beteiligung durch 
mehr Transparenz

Digitalisierung bietet aber auch die einma-
lige Möglichkeit zur Neujustierung unserer 
politischen Institutionen. Wir begrüßen 
den Ansatz von Open Government. Im 
Rahmen der internationalen Open Govern-
ment Partnership hatte sich Deutschland 
eigentlich einst dazu bekannt, „die Exper-
tise und das Wissen der Bürgerinnen und 
Bürger zur besseren Lösung drängender 
Probleme zu nutzen“ (Bundesregierung 
2019). Ebenso sollte laut Koalitionsvertrag 
(2018, S. 46) „eine Beteiligungsplattform 
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für alle veröffentlichten Gesetzentwürfe 
der Bundesregierung“ geschaffen werden. 
Gefolgt ist diesen Ankündigungen jedoch 
quasi nichts.

Wir müssen Online-Plattformen zur di-
rekten Bürger*innenbeteiligung nutzen.  
Baden-Württemberg hatte beispielswei- 
se hierzu vor einigen Jahren ein „Betei- 
ligungsportal“1 geschaffen, auf dem 
Bürger*innen Gesetzentwürfe oder an-
dere zur Diskussion gestellte politische 
Vorhaben kommentieren und mitberaten 
können. Das wünsche ich mir auch für die 
Bundesebene. Ganz grundsätzlich brau-
chen wir einfach eine gelebte Kultur von 
Bürger*innenbeteiligung in der Bundes-
politik, wo dies bisher noch stiefmütter-
lich behandelt wird.

Die Verfügbarkeit von offenen Daten 
und die Datennutzung allgemein sind in 
Deutschland noch nicht gut genug ausge-
baut. Das hat verschiedene Gründe: Zum 
einen herrscht ein großes Misstrauen in 
der Bevölkerung, weil einige große Un-
ternehmen hemmungslos personenbezo-
gene Daten für demokratiegefährdende 
Zwecke missbraucht haben. Das müssen 
wir klar sanktionieren und Vertrauen wie-
dergewinnen. Zum anderen herrscht ein 
echtes Datenchaos: Viele Datenbestände 
stecken in Datenbanken fest, wo sie nicht 
geteilt und für „gute Zwecke“ – von öf-
fentlicher Forschung bis hin zu gemeinnüt-
zigen Zwecken – genutzt werden können. 
Zuletzt gibt es viel Unklarheit darüber, wie 
man Daten eigentlich nutzen kann und 
welche Regeln dabei einzuhalten sind.

Bei der Lösung dieser Probleme spielt die 
Zivilgesellschaft eine starke Rolle. Wir set-
zen uns für einen Strategiedialog „Daten 
für die gute Sache“ ein, bei dem zivilgesell-
schaftliche Akteure bei Datenfragen mit an 

1 https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/

den Tisch geholt werden. Der Mehrwert 
von Daten entfaltet sich insbesondere an 
der Schnittstelle, wo über Sektoren hin-
weg zusammengearbeitet wird. Für diese 
Aufgabe brauchen wir ein Dateninstitut, 
das als zentraler Akteur das Thema Daten-
nutzung vorantreibt und für Politik, Wirt-
schaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft 
ein gemeinsamer Ansprechpartner ist.

Netz- und Digitalpolitik – ein Fall für die Zi-
vilgesellschaft

Zivilgesellschaftliche Organisationen, die 
sich um die Bewahrung von Freiheits-
rechten kümmern, sind essenziell. Umso 
wichtiger ist, dass sie gegenüber dem 
Staat starke Rechte haben und politisch 
artikulieren können. Das muss auch das 
zuletzt immer wieder umstrittene und zu-
ungunsten von NGOs instrumentalisierte 
Gemeinnützigkeitsrecht klarmachen. Zur 
Erfüllung der eigenen Zwecke muss auch 
politische Einmischung rechtlich abgesi-
chert sein, ohne den Gemeinnützigkeits-
status zu riskieren.

Wir stellen uns klar gegen die Überwa-
chung und das Ausspionieren im Netz. Für 
die Sicherheit im Internet sind Hintertü-
ren für die Geheimdienste ein IT-Sicher-
heitsproblem für alle. Für uns ist wichtig, 
dass die Zivilgesellschaft gut ausgestattet 
ist, um die Digitalisierung selbst mitzuge-
stalten.

Algorithmen und ihre teils problematische 
Anwendung

Algorithmen und maschinelles Lernen 
könnten viel Gutes tun. Sei es, um per 
Texterkennung Verwaltungsvorgänge zu 
vereinfachen, mit Bilderkennung Haut-
krebs früher zu diagnostizieren oder mit 
smarter Steuerung die Stromnetze fit für 
die Energiewende zu machen. Wichtig ist, 
die Technologie immer in ihrem Kontext 

https://beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/
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anzuschauen. Ein Algorithmus, der in ei-
ner Fabrik Schrauben sortiert, ist recht 
unverfänglich, während ein Algorithmus, 
der in der Coronapandemie die Abiturno-
ten von Schüler*innen vorhersagt, höchst 
fragwürdig ist. In vielen Fällen ist es nicht 
die Technik an sich, sondern ihr Einsatz, 
der ethische Abwägungen erfordert. In 
Deutschland sind viele Anwendungsfälle 
bereits gesetzlich geregelt. Dort, wo es 
noch Bedarf gibt, spielen zivilgesellschaft-
liche Organisationen eine zentrale Rolle, 
um regulatorische Lücken aufzuzeigen 
und zu diskutieren.

Handlungsempfehlungen an die Politik – 
Digitalisierung und Demokratie wechsel-
seitig stärken

Aus dem Policy Paper des Fachforums 
nehme ich viele Hinweise dankend auf und 
möchte mich dazu gerne noch kurz äußern. 
Der Breitbandausbau mit Glasfaser muss 
in Deutschland definitiv beschleunigt wer-
den – wir sind für einen Rechtsanspruch 
auf schnelles Internet. Inwiefern und ob 
es jedoch sinnvoll oder möglich ist, digitale 
Teilhabe ins Grundgesetz zu schreiben, las-
se ich gern offen. Bisher war es leider nicht 
einmal möglich, adäquat Kinderrechte ins 
Grundgesetz zu schreiben.

Eine Novelle des Gemeinnützigkeitsrechts 
(Abgabenordnung) begrüßen wir aus-
drücklich – dies findet sich auch im Wahl-
programm der Grünen. Wir wollen der 
engagierten Zivilgesellschaft politische 
Betätigung und Meinungsäußerung er-
möglichen, ohne den Gemeinnützigkeits-
status zu gefährden. Wir sind unsicher, in-
wiefern dies über das Bürgerliche Gesetz-
buch (BGB) bzw. Vereinsrecht möglich, 
notwendig oder sinnvoll ist.

Demokratiebelebende Initiativen und Or-
ganisationen bleiben in der aktuellen För-
derlandschaft oft in einer Projektitis ver-

fangen und leiden unter unsicherer Finan-
zierung – diese Beobachtung kennen wir 
schon seit Jahren. Gute Initiativen, die sich 
zum Beispiel auf „Demokratie leben!“ be-
werben, bleiben außen vor oder werden 
nach wenigen Jahren Laufzeit wieder ein-
gestellt. Wir brauchen hierzu als allerers-
tes ein Demokratiefördergesetz, damit der 
Bund eine klare Zuständigkeit zur Demo-
kratieförderung bekommt und zuverlässi-
ger über Modellprojekte hinaus investie-
ren kann. Für die Qualifizierung der Zivil-
gesellschaft in digitalen Medien könnten 
auch hierüber Mittel einfließen – ebenso 
wie für benannte Projekte zum Opfer-
schutz, zu Aussteiger*innenprogrammen, 
zur Extremismusprävention, zur Antidis-
kriminierung etc. Auch über die neue DSEE 
erwarten wir hier Initiativen.

Nachdem der Vorschlag von Digitalstaats-
ministerin Dorothee Bär für eine Bun-
deszentrale für digitale Aufklärung sich 
mal wieder als Luftnummer entpuppte, 
plädieren wir dafür, den Plan nun wirk-
lich ambitioniert anzupacken und eine 
Bundeszentrale für digitale und Medien-
bildung zu gründen. Wichtig ist und 
bleibt trotz solcher Institutionen jedoch, 
dass die Zivilgesellschaft selbst Mittel 
und Budgets für digitale Bildung zur Ver-
fügung hat, sich diese selbst „einkaufen“ 
kann und digitale Bildung auch in der 
Schule deutlich ausgebaut wird. Eine wie 
vom Fachforum des Bundesnetzwerks 
Bürgerschaftliches Engagement (BBE) 
vorgeschlagene Digitalisierungspauschale 
in der Projektförderung halte ich hier für 
einen interessanten Ansatz.

Nicht-gewinnorientierten Journalismus 
wollen wir als gemeinnützig anerkennen 
und damit auch die journalistische Viel-
falt und die Vielfalt der Berichterstattung 
stärken. Ich bleibe jedoch skeptisch dabei, 
der unmittelbaren Logik zu verfallen, dass 
immer mehr Personal und Ausstattung ein 
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probates Allheilmittel gegen Hassrede im 
Netz sein dürfte. Hierfür sind Ressourcen 
vielmehr dort gefragt, wo an den Quellen 
bzw. Ursachen des Phänomens gearbeitet 
wird, also beispielsweise an der bereits 
genannten Demokratiebildung, Extremis-
musprävention etc.
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STELLUNGNAHME ZUM POLICY PAPER „POTENZIALE, 
HERAUSFORDERUNGEN UND PERSPEKTIVEN FÜR DIE 
DEMOKRATIE“

Wie das Policy Paper eindrücklich auf-
zeigt, bietet die fortschreitende Digitali-
sierung große Chancen und Möglichkeiten 
für zivilgesellschaftliche Partizipation und 
politische Teilhabe.

Gleichzeitig birgt sie jedoch auch ein nicht 
zu vernachlässigendes Risiko für unsere 
Demokratie und die Meinungsfreiheit. 
Dies gilt vor allem für die wachsende Be-
deutung von Online-Plattformen und 
insbesondere sozialen Netzwerken im 
öffentlichen Diskurs und bei der sozialen 
Teilhabe. Immer häufiger werden gerade 
Menschen, die sich am politischen Diskurs 
beteiligen oder sich aktiv für demokrati-
sche Werte engagieren, Ziel von digitaler 
Gewalt. Und während diese Gewalt die 
unterschiedlichsten Formen annehmen 
kann, verfolgt sie immer das gleiche Ziel 
– engagierte Menschen und vielfältige 
Meinungen aus dem Internet als Ort des 
öffentlichen Diskurses zu verdrängen und 
sie damit mundtot zu machen. Dies führt 
zu einer einseitigen Verschiebung der di-
gitalen öffentlichen Debatte zugunsten 
einer lauten und aggressiven Minderheit. 
Und gerade rechte und rechtsextreme 
Kreise bedienen sich solcher Strategien, 
wie im gegenständlichen Policy Paper be-
reits herausgearbeitet wurde.

Die Folgen davon sind gravierend: So ga-
ben schon im Jahr 2019 47 Prozent der 
befragten Internetnutzer*innen an, sich 
aus Sorge vor digitaler Gewalt seltener an 
Diskussionen im Netz zu beteiligen, und 

 etwas mehr als die Hälfte der Befragten 
(54 Prozent), dass sie sich im Internet sel-
tener zu ihrer politischen Meinung beken-
nen (Institut für Demokratie und Zivilge-
sellschaft 2018). Eine weitere Erhebung 
aus dem Jahr 2021 kam zu dem Ergebnis, 
dass sich mittlerweile sogar 75 Prozent der 
Befragten bei politischen Diskussionen 
in sozialen Medien generell zurückhalten 
und sogar 85 Prozent Hasskommentare im 
Netz als großes Problem für unsere Gesell-
schaft ansehen (Reset/Pollytix 2021).

Um dafür zu sorgen, dass wirklich alle 
Menschen die Chancen und Möglichkei-
ten der digitalen Partizipation wahrneh-
men können, bedarf es der Schaffung 
von digitalen Räumen, in denen sich alle 
Nutzer*innen sicher fühlen.

Deshalb unterstützen wir vor allem fol-
gende Handlungsempfehlungen und be-
sprochene Aspekte des gegenständlichen 
Policy Papers und möchten zusätzlich fol-
gende Anregungen geben:

Anonymität im Netz

Wie im Rahmen des Papers gezeigt, stellt 
Anonymität im Netz ein hohes Gut dar, das 
es zu schützen gilt. Die Einführung einer 
Klarnamenpflicht in sozialen Netzwerken 
ist daher uneingeschränkt abzulehnen.

Gleichzeitig stellt der Anspruch der 
grenzenlosen Anonymität im Netz gera-
de Betroffene von digitaler Gewalt vor 
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 unüberwindbare Hindernisse und sorgt 
zudem dafür, dass Täter*innen nur in Aus-
nahmefällen Konsequenzen ihres Han-
delns erfahren. Eine Identifizierung der 
Täter*innen zum Zweck der Rechtsdurch-
setzung gelingt aktuell nämlich selbst den 
Strafverfolgungsbehörden nur in den sel-
tensten Fällen. Folglich sind die Betrof-
fenen digitaler Gewalt oftmals schutzlos 
gestellt. Wir sprechen uns daher bereits 
seit Längerem für die Einführung einer 
Verifizierungspflicht aus, bei der zum Bei-
spiel die Telefonnummer zu hinterlegen 
ist. Hierdurch ließe sich auch die Hürde 
für die Einrichtung von Fake- und Mehr-
fachprofilen anheben, die nach unserer 
Erfahrung häufig zur Verbreitung digitaler 
Gewalt genutzt werden. Auch andere in-
novative Lösungsansätze – wie zum Bei-
spiel die sogenannte Login-Falle1 – sind 
diskussionswürdig.

Umfassende Kooperationen zwischen 
politischen und zivilgesellschaftlichen Ak- 
teur*innen

Mit ihrer Expertise können zivilgesell-
schaftliche Akteur*innen im Rahmen 
von Kooperations- und Austauschforma-
ten wichtige Impulse für den Umgang 
mit digitaler Gewalt geben. Sie profitie-
ren hierbei oftmals von ihrer Erfahrung 
aus der direkten Arbeit mit Internetnut-
zenden und können so mit praktischen 
Beispielen zur Sensibilisierung von poli-
tischen Entscheidungsträger*innen bei-
tragen. Gleichzeitig kann der Austausch 
das gegenseitige Verständnis fördern und 
Hemmschwellen abbauen. Damit Erfah-
rungen und Wissen sinnvoll und effizient 
geteilt werden können, ist die Schaffung 
eines institutionalisierten Rahmens für 
einen solchen Austausch und für eine sol-
che mögliche Kooperation zu begrüßen.

1 https://d-64.org/login-falle/

Förderung von Initiativen und Projekten, 
die sich gegen digitale Gewalt engagieren

Im Gegensatz zu Politik, Justiz und Straf-
verfolgung hat die Zivilgesellschaft schon 
früh Initiativen entwickelt, um die demo-
kratische Streitkultur im Netz zu erhalten. 
Hierzu zählen Präventions- und Aufklä-
rungsprogramme und Initiativen der Ge-
genrede. Leider gibt es nach wie vor zu 
wenig spezialisierte Anlaufstellen, an die 
sich von digitaler Gewalt Betroffene wen-
den können. Alle Maßnahmen diesbezüg-
lich müssen darauf ausgerichtet sein, ein 
nachhaltiges Angebot zu schaffen, wofür 
es einer soliden Finanzierung bedarf.

Aufbau von Unterstützungs- und Solidari-
tätsnetzwerken; Einrichtung eines Unter-
stützungsnetzwerkes sowie weiterer Aus-
tauschformate

Der Erfahrungsaustausch kann eine wich-
tige Rolle beim Auf- und insbesondere Aus-
bau eines breit aufgestellten Beratungs-, 
Unterstützungs- und Solidaritätsnetzwer-
kes spielen. Durch gezielte Informations-
kampagnen können durch die Schaffung 
weiterer Anlaufstellen neue Zielgruppen 
erreicht werden.

Entwicklung und Auf- bzw. Ausbau von Bil-
dungsangeboten

Einen weiteren wichtigen Baustein stel-
len qualifizierte Bildungsmaßnahmen dar, 
mit denen Menschen aller Altersgruppen 
Medienkompetenz sowie demokratische 
Grundwerte vermittelt werden können. 
Zusätzlich sollten gezielt bestimmte Berufs-
gruppen durch Aus- und Weiterbildungs-
maßnahmen für die Ursachen, die unter-
schiedlichen Erscheinungsformen und ins-
besondere die Auswirkungen von digitaler 
Gewalt sensibilisiert werden. Denn viele 
Berufsgruppen – wie zum Beispiel Journa- 
list*innen und Kommunal- politi ker*in nen –  
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erfahren  keine oder kaum Unterstützung 
seitens ihrer Arbeitgeber*innen, obwohl 
sie oft massiven Angriffen im digitalen 
Raum ausgesetzt sind.

Ausfinanziertes Bundesprogramm zur 
Qualifizierung der Zivilgesellschaft und 
Ausweitung von Programmen wie „Demo-
kratie leben!“ im Sinne einer dauerhaften 
Förderung

Um die genannten Handlungsempfeh-
lungen und Ziele erfolgreich umsetzen zu 
können, braucht es eine langfristige finan-
zielle Förderung auf allen Ebenen. Nur so 
können die Schaffung und das Angebot 
von Bildungsangeboten und Unterstüt-
zungsstrukturen ermöglicht werden.

Bundesweites Netz von spezialisierten Be-
ratungsstellen

 ¾ Ausbau der Förderung für zivilgesell-
schaftliche Organisationen, die im Be-
troffenenschutz tätig sind

 ¾ Rückgriff auf und Integration von be-
reits bestehenden Organisationen

Bisher ist HateAid die einzige Beratungs-
stelle, die ausschließlich Betroffene von 
digitaler Gewalt unterstützt und entspre-
chend hierauf spezialisiert ist. Gleichzeitig 
suchen immer mehr Betroffene bundes-
weit Unterstützung. Daher ist es unbe-
dingt erforderlich, das Beratungs- und 
Unterstützungsangebot bundesweit aus-
zubauen und zu stärken.

Da bereits in vielen Bereichen sehr gute 
Beratungs- und Unterstützungsangebote 
bestehen, wäre es sinnvoll, auf diese be-
stehenden Strukturen zurückzugreifen. 
Die Angebote müssen entsprechend für 
die Besonderheiten des digitalen Raums 
entwickelt werden, um Betroffenen digi-
taler Gewalt vollumfänglich Unterstützung 
bieten zu können (HateAid 2021, S. 16 ff.).

Gründung einer neuen Ethikkommission 
für den Digitalen Wandel und für die de-
mokratische Kontrolle algorithmischer 
Systeme

Algorithmen, die darüber bestimmen, was 
Nutzer*innen auf sozialen Netzwerken 
angezeigt wird, multiplizieren und verstär-
ken gezielt digitalen Hass und kontroverse, 
polemische Inhalte. Denn: Die Rechnung 
für die Plattformen ist einfach. Je kontro-
verser der Inhalt, desto mehr Klicks und 
Aufmerksamkeit generiert er, desto mehr 
Zeit verbringen User*innen auf den Platt-
formen und desto lukrativer wird die dort 
angezeigte Werbung. Dies ist die Folge der 
Tatsache, dass wir große Teile des öffentli-
chen Diskurses in die Hände privater, mul-
tinationaler und profitorientierter Konzer-
ne gelegt haben.

Die Forderungen nach mehr Transparenz 
hinsichtlich der eingesetzten Algorithmen 
sowie der Gründung einer demokratisch 
legitimierten Kontrollinstanz sind berech-
tigt. Darüber hinaus bedarf es unseres 
Erachtens allerdings auch der Möglichkeit 
aller User*innen, selbstbestimmt ent-
scheiden zu können, welche Inhalte ihnen 
durch die Algorithmen angezeigt werden. 
Die Wahl, welche Algorithmen in welcher 
Form für bzw. gegen sie eingesetzt wer-
den, sollte bei den Nutzer*innen liegen.

Hiermit geht auch die Forderung nach 
mehr Transparenz seitens der sozialen 
Netzwerke einher, die sich bisher sehr 
verschlossen zeigen und auf diese Weise 
der Verantwortung, die aus ihrer Größe 
und Bedeutung für die soziale Teilhabe er-
wächst, nicht gerecht werden.

Schaffung von Angeboten zur Sensibilisie-
rung und Aufklärung zivilgesellschaftlicher 
Organisationen hinsichtlich der Kommu-
nikationsstrategien rechtsextremer Grup-
pierungen im Netz sowie von  Angeboten 
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von Qualifizierungsmaßnahmen für Orga-
nisationen des bürgerschaftlichen Engage-
ments zur proaktiven Verwendung sozia-
ler Medien

Gerade rechtsextreme Gruppierungen 
versuchen, öffentliche Diskurse im Netz 
durch den gezielten Einsatz von digitaler 
Gewalt und Desinformation einseitig zu 
verschieben. Damit ihnen dies langfristig 
nicht gelingt, bedarf es einer umfassenden 
Sensibilisierung und Aufklärung hierüber 
sowie der Erarbeitung von Strategien und 
Konzepten, um dem entgegenzutreten.

Zivilgesellschaftliche Organisationen bil-
den hier unverzichtbare Multiplikatoren 
und sollten mit den notwendigen Mitteln 
und dem Wissen ausgestattet werden, um 
dieser Rolle gerecht zu werden.

Löschen allein reicht nicht – bessere per-
sonelle Ausstattung und Qualifizierung 
der Strafverfolgungsbehörden

Ein grundlegendes Problem bei der Be-
kämpfung von digitaler Gewalt ist nach 
wie vor die mangelnde Strafverfolgung 
im Netz. Gerade Täter*innen nehmen das 
Internet als rechtsfreien Raum wahr. Die 
schlimmste Konsequenz ihres Handelns 
ist meist die Entfernung ihrer Beiträge. 
Der Abschreckungseffekt des Strafrech-
tes scheint im Internet völlig im Sande 
zu verlaufen. Es sind jedoch nicht nur die 
Täter*innen, die so empfinden. Selbst die 
Betroffenen glauben häufig nicht mehr 
daran, dass der Rechtsstaat auch im Netz 
wehrhaft sein kann. Grund hierfür sind 
frustrierende Erfahrungen mit Strafver-
folgungsbehörden, die sie oft nicht ernst 
nehmen, oder die Tatsache, dass Strafan-
zeigen ins Leere liefen. Viele Betroffene 
sind so zu dem Schluss gelangt, dass sich 
der Aufwand einer Befassung der Ermitt-
lungsbehörden nicht lohnt. Die Ermitt-
lungsbehörden ihrerseits können keine 

Notwendigkeit für die Einrichtung spe-
zialisierter Abteilungen erkennen, wenn 
sie keine Strafanzeigen erhalten. Auch 
aus diesem Grund kann die Kooperation 
zwischen der Zivilgesellschaft und den 
staatlichen Institutionen sehr fruchtbar 
sein, da sie dazu beiträgt, das gegenseitige 
Verständnis zu fördern. Ein gutes Beispiel 
hierfür ist die Initiative „Keine Macht dem 
Hass“2 des hessischen Justizministeriums.

Um hier die längst notwendige Verände-
rung anzustoßen, braucht es vor allem ein 
grundlegendes Umdenken des Gesetzge-
bers, der Justiz und der Strafverfolgungs-
behörden.

Neben der notwendigen Forderung nach 
besserer finanzieller, sachlicher und per-
soneller Ausstattung bedarf es zusätzlich 
zur Vermittlung spezifischer Expertise vor 
allem auch einer umfassenden Aufklärung 
über die Hintergründe und gesamtgesell-
schaftlichen Auswirkungen digitaler Ge-
walt. Bisher werden Fälle digitaler Gewalt 
meistens als bedauerlicher Einzelfall be-
trachtet, dessen Behandlung die private 
Angelegenheit der Betroffenen ist. Straf-
verfolgungsbehörden und Justiz müssen 
dafür sensibilisiert werden, welche Gefahr 
von organisiertem digitalen Hass für unse-
re Demokratie ausgeht, um hier ein Um-
denken zu bewirken. Angesichts der ge-
samtgesellschaftlichen Relevanz des The-
menkomplexes digitale Gewalt wäre es zu 
begrüßen, qualifizierende Fortbildungen 
im Rahmen des gesetzlich Zulässigen ver-
pflichtend einzuführen.

QUELLEN

• HateAid 2021: Stellungnahme zur öf-
fentlichen Anhörung im Ausschuss für 
Digitale Agenda am 24. März 2021 zu  
 
2 https://justizministerium.hessen.de/Buergerservice/
KeineMachtdemHass
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im_Netz.pdf (eingesehen am 23.11.2021).
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PROF. DR. JEANETTE HOFMANN

DIGITALISIERUNG UND DEMOKRATIEENTWICKLUNG: 
KOMMUNIKATION, PARTIZIPATION, INFRASTRUKTUR

Kurzfassung

Die Digitalisierung trägt erheblich zum 
 gesellschaftlichen und politischen Wandel 
bei, bestimmt diesen aber nicht. Digitale 
Technik sollte daher als ein Möglichkeits-
raum verstanden werden, der die Optio-
nen gesellschaftlicher Entwicklungen 
erweitert. Die demokratische Selbstbe-
stimmung wird also nicht eingeschränkt, 
sondern eher erweitert.

Die öffentliche Sphäre und die politische 
Teilhabe stellen essenzielle Bestandteile 
einer lebendigen Demokratie dar. Sowohl 
die öffentliche Kommunikation als auch 
die Partizipation durchlaufen Transfor-
mationsprozesse. Im Bereich der Öffent-
lichkeit beobachten wir den Aufstieg der  
Kommunikationsplattformen zu neuen 
Formen von Massenmedien. Facebook, 
Twitter und youTube ermöglichen, dass 
sich Bürger*innen auch außerhalb von 
Wahlen öffentlich artikulieren können. 
Hätte man vor zwanzig Jahren noch er-
wartet, dass diese Erweiterung des poli-
tischen Diskurses die Demokratie stärkt, 
stehen Plattformen heute im Verdacht, 
die Demokratie durch die Verbreitung 
von Desinformation und Hassrede zu un-
tergraben. In welchem Umfang die Mei-
nungsmacht von Plattformen für Pola-
risierung und politischen Extremismus 
verantwortlich gemacht werden kann, ist 
wissenschaftlich jedoch umstritten.

Die junge Generation ist nicht weniger 
politisch als vorherige Generationen. Al-
lerdings erweitern sich im Zuge der Digita-
lisierung die Formen und Formate politi-
scher Partizipation. Obwohl Verbände und 
Parteien immer noch eine große Rolle spie-
len, zeichnet sich ab, dass junge Erwachse-
ne temporäre und themenbezogene Be-
teiligungsformate gegenüber langfristigen 
Bindungen an Parteien bevorzugen. Ein 
zentraler Kritikpunkt lautet, dass digitale 
Formen der Beteiligung soziale Ungleich-
heiten verstärken und damit bürgerlichen 
Schichten und Anliegen überproportionale 
Aufmerksamkeit verschaffen.

Die Entwicklung der digitalen Infrastruktur 
in Deutschland vollzieht sich schleppend 
und benachteiligt ländliche Regionen. An-
ders verhält es sich beim Glasfaserausbau, 
der weder auf dem Land noch in den meis-
ten Städten vorankommt. In diesem Be-
reich gehört Deutschland zu den Schluss-
lichtern der OECD-Staaten. Die Pandemie 
hat vor Augen geführt, welch immensen 
Nachholbedarf es mit Blick auf die Vernet-
zung von Privathaushalten, aber auch des 
gesamten öffentlichen Sektors gibt.

Empfehlungen:
 ¾ Die Macht der Plattformen sollte, ver-

gleichbar mit den klassischen Massen-
medien, stärker in den Dienst der De-
mokratie gestellt werden. Hierzu sind 
ein Rechtsrahmen und neue Aufsichts-
strukturen notwendig.
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 ¾ Die erheblichen Ausschlusseffekte der 
digitalen Partizipation begründen Hand-
lungsbedarfe in der pädagogischen 
Ausbildung sowie in der schulischen 
und außerschulischen Jugendarbeit. 
Die Erfahrung von Selbstwirksamkeit, 
die mit gesellschaftlichem Engagement 
einhergeht, muss allen Schüler*innen 
zugänglich sein – unabhängig vom El-
ternhaus und der Schulform. Verbände 
und Parteien sollten ihre Organisations-
strukturen überprüfen, um für die jun-
ge Generation attraktiver zu werden.

 ¾ Der Ausbau der digitalen Infrastruktur 
erfordert Änderungen in den Prio-
ritätensetzungen der Bundesregie-
rung. Dazu gehört auch, den Erhalt der 
Marktanteile der Deutschen Telekom 
AG nicht gegenüber anderen Politik-
zielen zu privilegieren.

1 Vorbemerkung: Digitalisierung als Mög-
lichkeitsraum

Das Thema Digitalisierung und Demokra-
tie beschäftigt viele Menschen, weil sich 
immer deutlicher abzeichnet, dass der 
Transformationsprozess, den moderne 
Gesellschaften derzeit durchlaufen, auch 
die Grundlagen ihrer politischen Ordnung 
erfasst. Allerdings ist der Zusammenhang 
zwischen Demokratie und Digitalisierung 
nicht ganz offensichtlich. Neuere Beiträge 
zu dieser Frage beginnen deshalb häufig 
mit der Frage: Stärkt das Internet die De-
mokratie oder wird diese geschwächt?

Das Internet erscheint aus dieser Per-
spektive als treibende Kraft und die Ge-
sellschaft als passive Empfängerin des 
technischen Fortschritts, die sich dann 
dazu verhalten muss. In der öffentlichen 
Diskussion lässt sich täglich aufs Neue 
beobachten, wie viel Autonomie und Ge-
staltungsmacht wir der digitalen Technik 
zuschreiben. Die Technik sitzt gewisser-
maßen auf dem Fahrer- und die Gesell-

schaft auf dem Rücksitz, von dem aus man 
das Fortkommen vielleicht beobachten, 
nicht aber effektiv beeinflussen oder gar 
steuern kann. Entsprechend wird das Auf-
kommen von sozialen Netzwerken für den 
Niedergang der traditionellen Massenme-
dien, für das Aufkommen von Desinfor-
mationskampagnen, die Zunahme öffent-
licher Aggression bzw. Hassrede oder für 
Populismus verantwortlich gemacht. Von 
dieser Vorstellung sollten wir uns verab-
schieden, weil sie den Einfluss der Gesell-
schaft auf die Technik und die Selbstbe-
stimmung der Menschen geringer veran-
schlagt, als er ist.

Das Verständnis von Digitalisierung als 
Treiber übersieht, wie tiefgreifend die Ge-
sellschaft den Digitalen Wandel ihrerseits 
prägt. Hält man sich vor Augen, dass die 
Digitalisierung im Kern nichts anderes ist 
als eine Darstellung von Prozessen, Dingen 
und ihren Beziehungen untereinander in 
der binären Form von Nullen und Einsen, 
dann wird deutlich, wie enorm gestaltbar 
diese Technologie ist: Nicht die Technik 
diktiert, wie wir sie nutzen, sondern Men-
schen geben der Technik ihre Prägung – 
allerdings in unterschiedlichem Maße.

Es lohnt sich, diesen Gedanken noch et-
was weiterzuverfolgen. Digitalisierung, 
verstanden als Übersetzung der Welt in 
Nullen und Einsen, eröffnet viel Flexibili-
tät. Soziologisch gesprochen ermöglicht 
die Digitalisierung einen neuen Typ von 
Anschlusshandlungen. Vergegenwärtigen 
wir uns das am Beispiel des Zeitunglesens: 
Das Lesen einer gedruckten Ausgabe än-
dert den Zustand der Zeitung nicht. Liest 
man dagegen einen digitalen Artikel, kön-
nen sehr viele Dinge passieren: Die Coo-
kies auf dem Telefon oder Computer re-
gistrieren, wer von wo aus auf den Artikel 
zugegriffen hat, wie lange man dort ver-
weilt, ob man auf Links klickt und was man 
danach liest. Aus dieser Analyse werden 
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Nutzungshistorien und -profile erstellt, 
die wiederum Empfehlungsalgorithmen 
speisen, die dann bestimmen, welche Ar-
tikel oder Informationen uns künftig ange-
boten werden.

Das kontinuierliche Berechnen und Modi-
fizieren von kollektiven und individuellen 
Nutzungsprofilen erlaubt die Personalisie-
rung von Informationsflüssen im Internet. 
Dabei handelt es sich um Anschlusshand-
lungen, die erst durch die Digitalisierung 
möglich geworden sind (Hösl 2020, S. 17 
ff.). Wichtig ist, dass die digitale Tech-
nik solche Anschlusshandlungen möglich 
macht, aber keineswegs erzwingt. Digitale 
Technik erweitert unsere Handlungsoptio-
nen und macht die Welt daher komplexer. 
Aber die Bewältigung dieser Komplexität 
liegt in der Verantwortung von Menschen, 
genauer, in der Macht von Staaten und 
Organisationen, dem Einfluss von Kultu-
ren oder gesellschaftlichen Gruppen. Der 
kulturelle und politische Einfluss auf die 
Digitalisierung wird nicht zuletzt in den 
national unterschiedlichen Nutzungswei-
sen deutlich.1

Zusammengefasst sollte man die digita-
le Technik nicht als Determinante gesell-
schaftlichen Wandels verstehen, sondern 
als Möglichkeitsraum, der offen für Ge-
staltung ist. Diese Gestaltung erfolgt mehr 
oder weniger gezielt und reflektiert. Sie 
vollzieht sich als schleichende Transforma-
tion von Routinen, Erwartungen und Nor-
malität. Die Gestaltung digitaler Technik ist 
aber immer auch Gegenstand öffentlicher 
Debatten und staatlicher Regulierung, wie 
wir gegenwärtig am Beispiel des Einsat-
zes von Systemen Künstlicher Intelligenz 
(KI) beobachten. Die Digitalisierung sollte  
 

1 So spielt der Datenschutz in den USA eine viel ge-
ringere Rolle als in Europa. In China wiederum ist die 
staatliche Überwachung durch digitale Technik gesell-
schaftlich viel akzeptierter als in den USA oder Europa.

mithin nicht als „Unterwerfungsvorgang“ 
oder feindliche Übernahme interpretiert 
werden. Ein angemesseneres Verständnis 
wäre es, von einem Prozess gesellschaftli-
cher Aneignung zu sprechen (mit Blick auf 
KI siehe Hofmann und Thiel 2021).

Was bedeutet dieses Verständnis von 
Digitalisierung für die Beziehung zur De-
mokratie? Dieser Frage widmen sich die 
folgenden Abschnitte mit Blick auf öffent-
liche Kommunikation, Partizipation und 
digitale Infrastrukturen.

2 Kommunikation und Öffentlichkeit

Die öffentliche Sphäre bildet einen zentra-
len Bestandteil im Verständnis der reprä-
sentativen Demokratie. Idealerweise han-
delt es sich dabei um einen offenen Kom-
munikationsraum, der es Bürger*innen 
erlaubt, ihre Sichtweisen und Anliegen 
zum Ausdruck zu bringen und diesen ge-
genüber der Politik Geltung zu verschaf-
fen. Im Wege der öffentlichen Auseinan-
dersetzung entsteht politische Willensbil-
dung, aber auch eine gewisse Kontrolle 
gegenüber dem Regierungshandeln. Ent-
sprechend wird die öffentliche Diskus sion 
auch als Qualitätsmaßstab für die Bewer-
tung von Demokratien herangezogen. 
Wichtige Kriterien sind, in welchem Maße 
die öffentliche Sphäre Offenheit und 
Transparenz, Ausgewogenheit, Inklusion, 
Zivilität und Diskursivität sicherzustellen 
vermag (Leopoldina 2021, S. 1 f.).

Massenmedien stellen eine Vorbedingung 
für die repräsentative Demokratie dar: 
Sie ermöglichen einen geografisch ausge-
dehnten Raum für den öffentlichen Diskurs 
und eine kommunikative Verbindung auch 
zwischen den Mitgliedern eines Gemein-
wesens, die sich persönlich nie begegnen 
werden (Anderson 1983). In diesem Sinne 
sind Kommunikationsmedien und reprä-
sentative Demokratien schon immer aufs 
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Engste miteinander verknüpft (Habermas 
1962; mit Bezug auf Digitalisierung, Hof-
mann 2019a; Berg et al. 2020).

2.1 Öffentlichkeit im Rückspiegel

Die Digitalisierung, insbesondere aber die 
Ausbreitung sozialer Netzwerke oder Kom-
munikationsplattformen, steht für einen 
grundlegenden Strukturwandel der öf-
fentlichen Sphäre. Bis in die 2010er-Jahre 
begründeten die „alten Massenmedien“2 
(Fernsehen, Rundfunk und Zeitung) die 
mediale Infrastruktur des öffentlichen 
Raums. Bei aller Unterschiedlichkeit in 
den Geschäftsmodellen zeichnet die al-
ten Massenmedien aus, dass sie eigene 
Inhalte erstellen und publizieren. Auf der 
Grundlage professioneller journalistischer 
Kriterien produzieren, selektieren und in-
terpretieren sie Informationen, die sie für 
gesellschaftlich relevant erachten.

Der massenmedial erzeugte öffentliche 
Raum ist durch eine strikte Trennung zwi-
schen Produzierenden und Konsumieren-
den sowie einen unidirektionalen Informa-
tionsfluss gekennzeichnet: Einem großen, 
als weitgehend passiv verstandenen Pu-
blikum stehen wenige Sprecher*innen ge-
genüber, die sich im Wesentlichen aus dem 
Journalismus, der Politik, dem Kulturleben 
und der Wissenschaft rekrutierten. Eine 
überschaubare Anzahl von Informationska-
nälen sorgte für einen öffentlichen Raum, 
den wir im Rückspiegel als relativ homo-
gen und überschaubar wahrnehmen. Mit 
dem Ergebnis, dass auch die öffentliche 
Meinung eine stärkere Kohärenz aufwies, 
zeichnete sich die Berichterstattung durch 
ähnlichere Inhalte, Problembeschreibun-
gen und Kommunikationsstile aus.

2 Ich spreche hier wahlweise von alten oder klassi-
schen Massenmedien, weil die neuen sozialen Medi-
en inzwischen auch Massenmedien darstellen, selbst 
wenn sie bis heute nicht so bezeichnet werden.

Im Rückblick auf die Zeit vor der Verbrei-
tung der neuen Medien zeigt sich, wie 
stabilisierend die alten Massenmedien auf 
das demokratische Leben gewirkt haben. 
Selbst die schärfste Kritik der Medien be-
zog sich für gewöhnlich auf Politiker*innen 
und ihre Leistung, ließ die Demokratie, 
die demokratischen Ämter und die Ver-
fassung als solche jedoch unangetastet. 
In diesem Sinne boten die alten Massen-
medien einen Orientierungsrahmen, der 
verlässliche Weltdeutungen auf der Basis 
eines unhinterfragten Bekenntnisses zur 
Demokratie und zu demokratischen Spiel-
regeln bot. Das wachsende Unbehagen, 
das heute vielfach gegenüber dem Struk-
turwandel der Öffentlichkeit zum Aus-
druck kommt, begründet sich nicht zuletzt 
aus der nachlassenden Stabilisierungs-
funktion der alten Massenmedien.

Allerdings ist in diesem Unbehagen ge-
genüber dem Digitalen Wandel zuweilen 
auch eine gewisse Verklärung der Vergan-
genheit zu beobachten. Dabei gerät leicht 
in Vergessenheit, dass die alten Massen-
medien für ihre Rolle als „Gatekeeper“ 
vielfach kritisiert worden sind. Für die 
Mehrzahl der Bürger*innen, so etwa der 
Politikwissenschaftler Greven (1999), fin-
det Politik nicht als Primärerfahrung statt, 
sondern als Ereignis, das durch die Medi-
en vermittelt ist. Entsprechend müssen 
Politiker*innen darauf zielen, „nicht nur 
in die Medien [zu] kommen, um wahrge-
nommen zu werden, sondern sie müssen 
einzelne Medien oder prominente Me-
dienakteure als Unterstützer und Promo-
toren gewinnen, um erfolgreich sein zu 
können“ (Greven 1999, S. 217). Medien, 
so Greven, sind machtvolle Akteure, de-
ren Einfluss jenem der Politik um nichts 
nachsteht (ebd., S. 216).

Paradoxerweise stellt sich der digitale 
Medienwandel und der damit verbunde-
ne Machtverlust der alten Massenmedien 
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zumindest aus Sicht der 1990er-Jahre als 
ein Gewinn an Demokratie und Kommuni-
kationsfreiheit dar. Das Weltdeutungsmo-
nopol der Massenmedien schwächt sich 
ab, die Politik kann sich selbst zu Wort 
melden und mit den Menschen unmittel-
barer kommunizieren. Gleichzeitig endet 
die viel beklagte „Zuschauerdemokratie“. 
Mit dem Aufkommen der sozialen Netz-
werke können sich die Bürger*innen nun 
auch jenseits der Wahlzyklen politisch ar-
tikulieren. Warum also wird der aktuelle 
Medienwandel dennoch als Gefahr für die 
Demokratie wahrgenommen?

2.2 Digitale Massenmedien: Plattformen

Seit gut zehn Jahren wird die digitale Me-
dienlandschaft stark durch global agieren-
de soziale Netzwerke oder Kommunika-
tionsplattformen wie Facebook, Twitter, 
youTube und Instagram geprägt. Für die 
junge Generation spielen auch Snapchat 
und TikTok eine große Rolle. Hinzu kom-
men Messengerdienste wie WhatsApp, 
Telegram oder Signal, die in wachsendem 
Umfang auch zur Kommunikation genutzt 
werden.

Im Unterschied zu den alten Massenme-
dien sind Plattformen keine Informations-
produzenten, sondern treten als vermit-
telnde Intermediäre auf, die Inhalte von 
Dritten zugänglich machen und Beziehun-
gen zwischen Nutzer*innen herstellen. 
Der Aufstieg der sozialen Netzwerke be-
gann mit sogenannten nutzergenerierten 
Inhalten. Inzwischen spielen aber auch 
profes sionell erzeugte (unter anderem 
journalistische) Beiträge oder politische 
Kampa gnen eine wachsende Rolle. Auf 
den ersten Blick mögen Plattformen auf-
grund ihrer Mittlerfunktion wie neutrale 
Infrastrukturen wirken, tatsächlich leiten 
sie Inhalte jedoch nicht einfach durch, son-
dern betreiben häufig eine algorithmisch 
gestützte Kuratierung (Gillespie 2018). 

Auf der Basis individueller Nutzungsprofi-
le errechnen Plattformen die Neigungen 
und Interessen ihrer Nutzer*innen, um 
dann mithilfe von Empfehlungsalgorith-
men persönliche Informationsangebote 
zu erstellen (denen man dann folgen kann 
oder auch nicht).

Kommunikationsmedien, ob analog oder 
digital, sind immer selektiv. Die Kuratie-
rungskriterien der Plattformen unter-
scheiden sich von jenen der alten Massen-
medien in mehrfacher Hinsicht. Steht bei 
den Plattformen die erwartete Populari-
tät der Inhalte im Vordergrund, spielt bei 
Rundfunk und Presse, je nach Zielgruppe, 
die journalistische Relevanz eine größere 
Rolle. Messengerdienste unterscheiden 
sich von Plattformen, weil sie eine unmit-
telbare, nicht kuratierte Verständigung 
zwischen einzelnen Nutzer*innen oder 
Gruppenmitgliedern herstellen. Messen-
gerbasierte Gruppen schaffen geschlos-
sene Kommunikationsräume, die den 
Umfang von Teilöffentlichkeiten mit meh-
reren Tausenden Mitgliedern annehmen 
können. In einigen Ländern, darunter Bra-
silien, haben Messengerdienste eine wich-
tige Rolle im Wahlkampf gespielt (Bursz-
tyn und Birnbaum 2019; Evangelista und 
Bruno 2019; Moura und Michelson 2017).

Obwohl die Mediennutzungsforschung 
die anhaltende Relevanz der Massenme-
dien für breite Bevölkerungsteile bestä-
tigt (Medienanstalten 2019), lässt sich 
derzeit eine zunehmende Verschiebung 
der Marktanteile zugunsten der Plattfor-
men beobachten. Vor allem in der jungen 
Generation verlieren Fernsehen, Radio 
und Zeitung zugunsten von Plattformen 
an Bedeutung.

Die gegenwärtige Koexistenz zwischen 
alten und neuen Massenmedien ist nicht 
nur durch unterschiedliche Relevanzkri-
terien, sondern auch durch verschiedene 
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Geschäftsmodelle geprägt (Nielsen und 
Ganter 2018; Rashidian et al. 2019). Um die 
junge Generation zu erreichen, sehen sich 
die alten Massenmedien dazu gezwungen, 
ihre Inhalte auch auf den großen Plattfor-
men anzubieten. Weil Plattformen einen 
steigenden Anteil von Werbeeinnahmen 
erzielen, bestimmen sie seit einiger Zeit 
die Bedingungen der Zusammenarbeit 
mit den traditionellen Massenmedien. Ein 
Nebeneffekt dieser Kooperation besteht 
darin, dass die alten Massenmedien die 
Plattformen mit ihren hochwertigen jour-
nalistischen Inhalten aufwerten und damit 
zugleich ihrem eigenen Geschäftsmodell 
schaden (Nielsen und Ganter 2018).

Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass sich alte und neue Massenmedien 
derzeit wechselseitig überlagern und eine 
Ausdifferenzierung der Kommunikations-
dienste vorantreiben. Diese Entwicklung 
weist eine hohe Dynamik auf, die durch 
das Nutzungsverhalten der jungen Ge-
neration entscheidend bestärkt wird. 
Plattformbetreibende können in Echtzeit 
beobachten, welche Funktionen ihre Nut-
zenden aufgreifen und auf dieser Grund-
lage ihre Dienste weiterentwickeln. Eine 
Folge für den öffentlichen Raum besteht 
in einer kaum überschaubaren Pluralisie-
rung, Entkonventionalisierung und Ent-
grenzung der Inhalte sowie der Kommuni-
kationsstrategien und -stile.

2.3 Folgen der bidirektionalen Kommuni-
kation für die Öffentlichkeit

Die Folgen des digitalen Medienwandels 
für die Struktur und demokratische Quali-
tät der öffentlichen Sphäre sind hochgra-
dig ambivalent. Auf der einen Seite hat die 
digitale, bidirektionale Kommunikation 
die Qualität und Informationsvielfalt des 
öffentlichen Raums enorm bereichert. 
Es dürfte kaum noch ein gesellschaftli-
ches Thema geben, zu dem sich nicht eine 

Vielzahl von unterschiedlichen Informa-
tionsquellen und -formaten finden lässt, 
professionell aufbereitet oder liebevoll 
mit Ausdauer zusammengetragen. Dieser 
Informationsreichtum kann dazu beitra-
gen, Politik als alternativlosen Sachzwang 
infrage zu stellen, mit dem Regierungen 
unpopuläre Entscheidungen gern recht-
fertigen. Der lebendigere öffentliche Dis-
kurs demonstriert die Deutungsoffenheit 
gesellschaftlicher Sachverhalte und die 
politischen Wahlmöglichkeiten, die sich 
daraus ergeben. In dieser Hinsicht stärkt 
die digitale Kommunikation das demokra-
tische Gemeinwesen.

Auf der anderen Seite sind auch Verluste 
zu bilanzieren. Dazu gehört die Schwä-
chung gemeinsamer Bezugspunkte (Ingold 
2017), die sich aus der zunehmenden Plu-
ralisierung der Öffentlichkeit ergeben (Rau 
und Stier 2019). Die Vielzahl der Informa-
tionsquellen verbunden mit der algorith-
mischen Personalisierung von Informa-
tionsangeboten lässt vermuten, dass sich 
die gesellschaftlich integrierende Funktion 
von Massenmedien abschwächen könnte. 
Gleichzeitig hat sich der Raum des öffent-
lich Sagbaren in einem Maße ausgedehnt, 
wie es noch vor wenigen Jahren unvorstell-
bar schien. Zu beobachten ist eine fort-
schreitende Polarisierung und Normalisie-
rung des unzivilen Diskurses. Dazu gehö-
ren verbale Aggressionen, Drohungen und 
Verleumdungen, die gezielte Verbreitung 
von Verschwörungstheorien, von Falsch-
meldungen sowie antisemitischem, rassis-
tischem und faschistischem Gedankengut 
(Cammaerts 2020). Die sozialen Medien, 
insbesondere die geschlossenen Gruppen 
der Messengerdienste, bieten heute eine 
Bühne für demokratiefeindliche Akteure 
(Hofmann et al. 2020, S. 123). Vielfach ist es 
mittlerweile das Strafrecht, das die Gren-
zen des Sagbaren setzt, und nicht länger 
die „zivilen Normen“ einer gesellschaftlich   
geteilten Moral (Hofmann 2019b).
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In der wissenschaftlichen Forschung be-
steht allerdings Uneinigkeit darüber, ob 
bzw. in welchem Umfang die sozialen Me-
dien für die Polarisierung der öffentlichen 
Sphäre und die Radikalisierung gesell-
schaftlicher Gruppen verantwortlich ge-
macht werden können. Eine wichtige Rolle 
in der Diskussion spielen die Empfehlungs-
algorithmen der Plattformen. Empfeh-
lungsalgorithmen sind einflussreich. Auf 
youTube sollen sie für rund 70 Prozent der 
angeklickten Videos verantwortlich sein 
(Solsman 2018). Empfehlungsalgorithmen 
stehen im Verdacht, zur Radikalisierung 
der Nutzer*innen beizutragen, indem sie 
etwa die Bildung extremistischer Gruppen 
um spezifische youTube-Kanäle herum an-
regen und so extremistische Einstellungen 
verstärken (Kaiser und Rauchfleisch 2020). 
Zudem belegt die empirische Forschung, 
dass soziale Netzwerke eine wichtige Rolle 
in der (transnationalen) Vernetzung extre-
mistischer Gruppen und der Koordination 
von Desinformationskampagnen spielen 
(Heft et al. 2021).

Demgegenüber wird jedoch betont, dass 
der empirische Nachweis von Polari-
sierungseffekten durch soziale Medien 
schwierig oder sogar unmöglich ist. Nicht 
messen lässt sich, ob Nutzer*innen auf-
grund extremistischer Einstellungen be-
stimmte Inhalte auswählen oder empfoh-
lene Inhalte tatsächlich zur Radikalisierung 
beitragen (Ledwich und Zaitsev 2020). 
Ungeklärt ist auch die damit verwandte 
Frage, ob soziale Medien extremistischen 
Einstellungen lediglich eine größere Sicht-
barkeit als klassische Massenmedien ver-
leihen oder tatsächlich für ihre Verbrei-
tung verantwortlich sind.

Die Vorstellung vom Internet als Ansamm-
lung von „Echokammern“ ist allerdings 
nicht unwidersprochen geblieben. So zei-
gen empirische Erhebungen, dass Men-
schen, die soziale Medien intensiv nutzen, 

einer weit größeren Meinungsvielfalt aus-
gesetzt sind als jene, die sich auf einzelne 
Zeitungen oder Fernsehkanäle beschrän-
ken (Kaiser und Rauchfleisch 2020; Flax-
man et al. 2016). Unbestreitbar ist indes, 
dass soziale Medien die Wahrscheinlich-
keit erhöhen, dass Mitglieder gesellschaft-
licher Minderheiten einander begegnen 
und sich als Gruppe formieren können. 
Diese koordinierende Funktion für Rand-
gruppen kann emanzipierend wirken, 
wenn sie die Sichtbarkeit und Gleichstel-
lung diskriminierter Gruppen unterstützt 
(die #MeToo-Bewegung ist ein aktuelles 
Beispiel). Sie kann aber auch antidemokra-
tisch wirken, sofern extremistische Kräfte 
davon profitieren.

Plattformen haben eine erhebliche Macht-
position in der öffentlichen Meinungsbil-
dung erlangt. Diese Macht geht über die 
Gatekeeper-Funktion der alten Massen-
medien deutlich hinaus. Als Infrastrukturen 
des öffentlichen Raums definieren Platt-
formen die Regeln des öffentlichen Diskur-
ses. Dazu gehört auch, wie Bürger*innen 
im Einzelnen miteinander kommunizieren: 
Likes, Tweets, Retweets, Befreunden und 
Entfreunden sind Beispiele für eine „For-
matierung“ kommunikativer Handlungen, 
die sich messen und algorithmisch bewer-
ten lassen, um dann in neue Formen so-
zialer Schichtung einzufließen (Langley und 
Leyshon 2017, S. 20).

Das Geschäftsmodell digitaler Plattfor-
men besteht in der Inwertsetzung von 
Daten (Rahman und Thelen 2019). Platt-
formen schaffen einen historisch bei-
spiellosen Datenvorrat, aus dem sich In-
formationen über unser individuelles und 
kollektives Kommunikationsverhalten, 
über unsere politischen Neigungen, Inte-
ressen und Schwächen gewinnen lassen. 
Zumindest potenziell verfügen Plattfor-
men über mehr Informationen bezüglich 
ihrer Nutzer*innen als jede andere staat-
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liche oder private Instanz (Fourcade und 
Gordon 2020; Zuboff 2019). Kein anderer 
Wirtschaftszweig reicht so tief in das ge-
sellschaftliche Leben hinein (Dolata 2018). 
Gleichzeitig wird es immer schwerer, auf 
die Nutzung von Plattformen zu verzich-
ten. Bezogen auf die öffentliche Sphäre 
erwächst daraus eine wenig kontrollier-
te, intransparente Form der „Meinungs-
macht“ (Helberger 2020), die nicht zuletzt 
im Kontext von Wahlkämpfen sehr ein-
flussreich sein kann.

2.4 Empfehlungen

Plattformen entwickeln sich zum Struk-
turmerkmal digitaler Gesellschaften. Das 
heißt, sie sind kein Übergangsphänomen. 
Sie werden nicht wieder verschwinden. 
Entsprechend müssen sie durch Regeln 
und kontinuierliche Aufsicht national wie 
europäisch eingehegt werden. Eine Bedin-
gung dafür ist ein umfassender Datenzu-
gang. Wir wissen zu wenig darüber, was 
Plattformen über uns wissen und wie sie 
unsere Kommunikation ordnen. Zu klären 
ist auch, ob Plattformen (Dritte ausschlie-
ßende) Eigentumsrechte an den Daten, 
die sie über ihre Nutzer*innen sammeln, 
geltend machen können (Rieder und Hof-
mann 2020).

Kommunikationsplattformen stellen eine 
neue Generation von Medienanbietern 
dar und sollten deshalb dem Prinzip der 
staatsfernen Medienregulierung unter-
worfen werden. Dazu gehört die 

 ¾ Formulierung rechtlicher Rahmenbe-
dingungen, die nach Möglichkeit Platt-
formvielfalt fördern, sowie

 ¾ die darin zu definierende „dienende 
Freiheit“ im Interesse der demokrati-
schen Meinungsbildung, 

 ¾ aber auch Aufsichtskompetenzen bei-
spielweise in Form von „Plattformrä-
ten“ (vertiefend dazu Kettemann und 

Fertmann 2021; Klausa und Meyer 
2021), welche gesellschaftliche Inte-
ressengruppen einbinden.

3 Digitale Partizipation

Lebendige Demokratien sind auf eine ak-
tive politische Bürgerschaft angewiesen. 
Darin ist sich die Demokratieforschung 
einig. Was unter politischer Aktivität aber 
genau zu verstehen ist, darüber gibt es 
derzeit keinen Konsens. Ein Grund dafür 
ist, dass sich das politische Engagement 
im Zeitverlauf immer wieder wandelt. Bis 
in die späten 1960er-Jahre galten etwa die 
Teilnahme an Wahlen und die Mitglied-
schaft in Parteien als zentrale Merkmale 
politischer Partizipation (Theocharis und 
de Moor 2021, S. 5; Niedermayer 2001). 
Neue, informelle Handlungsformen – wie 
etwa die Teilnahme an Demonstrationen 
oder das Mitwirken in Bürgerinitiativen 
– mussten sich ihre Anerkennung erst 
erkämpfen. Eine ähnliche Umbruchsitua-
tion lässt sich auch gegenwärtig feststel-
len. Die Digitalisierung erleichtert infor-
melle politische Ausdrucksformen und 
erweist sich damit als Trendverstärker. Es 
wäre jedoch falsch, die wachsende Viel-
falt demokratischer Beteiligungsformen 
und -vorstellungen allein auf die Digita-
lisierung zurückführen zu wollen (Hof-
mann 2019a).

Allen Unkenrufen zum Trotz zeigen neue-
re Erhebungen, dass die junge Generation 
nicht weniger politisch ist als ihre Vorgän-
ger und sich durch ein sehr hohes Maß an 
gesellschaftlichem und politischem Enga-
gement auszeichnet (Schneekloth und Al-
bert 2019). Knapp 64 Prozent der von der 
Engagementberichts-Kommission befrag-
ten Jugendlichen gaben an, sich innerhalb 
des vergangenen Jahres gesellschaftlich 
oder politisch engagiert zu haben (Hof-
mann et al. 2020, S. 98). Bemerkenswert 
ist, dass sich inzwischen fast 22 Prozent 
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der jungen Erwachsenen digital engagie-
ren (ebd., S. 41).3

3.1 Wandel in den Organisationsformen 
des Engagements

Lokale Vereine und Verbände spielen in 
der jungen Generation auch heute noch 
eine sehr große Rolle, aber die langfris-
tige Bindung an politische Parteien ver-
liert offensichtlich an Attraktivität (ebd., 
S. 128). Das nachlassende Interesse an 
politischen Parteien wurde durch die 
Gespräche der Engagement-Kommission 
mit engagierten Jugendlichen bestätigt. 
Mit Parteien verbinden junge Erwach-
sene eher verkrustete Strukturen, wie 
etwa tief verwurzelte Hie rarchien, die 
altgediente gegenüber jungen Parteimit-
gliedern privilegieren, aber auch eine ge-
wisse Trägheit in der inhaltlichen Erneu-
erung. Verglichen mit der Beteiligung an 
Bewegungen und Kampagnen erscheint 
die zeitintensive und verbindliche partei-
politische Arbeit eher weniger wirksam, 
wenn nicht sogar unproduktiv.4 Viele 
junge Engagierte verknüpfen ihre politi-
schen Anliegen auch mit einer Kritik an 
der repräsentativen Demokratie und zei-
gen Interesse an direktdemokratischen 
Verfahren (Merkel und Ritzi 2017). Eine 
Rolle spielt auch, dass sich die junge Ge-
neration stärker themenspezifisch – etwa 
in der Klima- oder Migrationspolitik – als 
parteipolitisch beteiligen möchte (Zucker-
man 2014).

3 Festzustellen ist in diesem Kontext, dass junge Er-
wachsene heute nicht länger zwischen digitalem und 
nicht digitalem politischen Handeln unterscheiden. Das 
Online- und das Offline-Leben verschmelzen vielmehr 
zu einem neuen mediatisierten Erfahrungsraum.
4 Einige Parteien, darunter die Piratenpartei, reagie-
ren auf diese Entwicklung durch flexibilisierte Formen 
der Mitgliedschaft oder auch durch die Entstehung von 
neuen „Bewegungsparteien“ wie etwa in Frankreich La 
République En Marche oder Movimento 5 Stelle in Ita-
lien (Chadwick und Stromer-Galley 2016).

Der Vorzug wird Formen des Engagements 
gegeben, die spontaneres, zielgerichte-
tes und „zeitsouveränes“ Engagement in 
temporären Gemeinschaften erlauben 
(Hofmann et al. 2020, S. 23) und den Be-
teiligten weniger kollektive Identifikation 
abverlangen. Politiknetzwerke und Bewe-
gungen bieten zudem größere Spielräume 
für das Ausprobieren individueller Selbst-
wirksamkeit. Der individuelle Aspekt po-
litischen Handelns wird in der jungen Ge-
neration stärker herausgestellt als in den 
vorangegangenen Generationen der Par-
tei- und Verbändemitglieder (Bennett und 
Segerberg 2012, S. 743 f.). Dieser Wandel 
vollzieht sich allerdings nicht von heute auf 
morgen: Immerhin gaben fast zwei Drittel 
der im Rahmen des Engagement-Berichts 
Befragten an, in einer traditionellen Orga-
nisation (Verein, Verband, Partei) aktiv zu 
sein (Hofmann et al. 2020, S. 41). Nicht zu-
letzt aufgrund der lokalen Anbindung und 
Geselligkeit, die sie bieten, bleiben diese 
Organisationen als Lern- und Handlungs-
orte für die demokratische Bildung auch 
in Zukunft unverzichtbar. Insgesamt deu-
tet die empirische Engagementforschung 
auf eine beeindruckende Pluralisierung 
von Engagementformen und Organisa-
tionsprinzipien hin, in der sich digitale und 
analoge Elemente (soweit diese Unter-
scheidung noch sinnvoll ist, siehe Fußnote 
4) immer stärker überlappen.

Digitale Medien reduzieren die notwen-
digen Ressourcen für das kollektive Han-
deln und vergrößern damit das Spektrum 
informeller Organisationsformen (Bimber 
2017). Daraus ergeben sich neue Spiel-
arten des Engagements, welche die be-
stehenden Formen weniger ablösen als 
ergänzen. Chadwick und Stromer-Galley 
(2016, S. 286) zufolge besteht daher eine 
„elective affinity“, also eine Wahlver-
wandtschaft, zwischen digitalen Medien 
und neuen Formen der politischen Betei-
ligung. Zugleich senken digitale Organisa-
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tionsformen die Zugangsschwellen, sodass 
auch Menschen mit geringem Bezug zur 
gesellschaftlichen oder politischen Teilha-
be auf einfache Weise damit in Berührung 
kommen können.

Beispiele dafür sind punktuelle bzw. be-
fristete Formen des Engagements wie das 
Unterzeichnen von Online-Petitionen, das 
Weiterleiten von Spendenaufrufen oder 
Artikeln in sozialen Medien, aber auch 
anspruchsvollere, projektförmige Arten 
der Beteiligung.5 Aus fluiden Netzwerken 
(Bennett und Segerberg 2012, S. 748) kön-
nen sich zuweilen politische Bewegun-
gen wie etwa Extinction Rebellion oder 
Fridays for Future formieren, die durch 
ihre kreativen Aktionen, ihr schnelles in-
ternationales Wachstum und den im Ver-
hältnis dazu geringen Organisationsgrad 
beeindrucken. Bezeichnend für die neuen 
„Kollektive ohne Zentrum“ (Horn 2009) ist 
die Unvorhersagbarkeit ihrer Stärke und 
Mobilisierung, häufig allerdings auch die 
Kurzlebigkeit ihres Daseins. Zugleich steigt 
mit ihnen die Flüchtigkeit politischen 
Handelns, da der Einsatz individueller 
Ressourcen immer kleinteiliger und auch 
spontaner dosiert werden kann.

3.2 Kritik und Verteidigung des digitalen 
Engagements

In der häufig zu spürenden Dringlichkeit, 
dem strikten Themen- und Gegenwarts-
bezug, liegt eine Besonderheit und zu-
gleich auch eine Schwäche der jungen 
digitalen Teilhabe. Wie Zuckerman (2014, 
S. 153) beobachtet, neigt das junge digita-
le Engagement dazu, öffentliche Aufmerk-
samkeit gegenüber langfristiger Wirksam-
keit zu prämieren und damit vor allem auf 

5 Ein Beispiel dafür ist Correlaid (https://correlaid.org/
de/), ein Netzwerk, das Datenanalyst*innen mit ge-
meinnützigen Organisationen verknüpft. Die Engagier-
ten verpflichten sich hier im Rahmen von Projekten für 
einen überschaubaren Zeitraum.

solche Aktionsformen zu setzen, die sich 
gegenüber solchen, welche die Welt auch 
tatsächlich zu verändern mögen, leicht di-
gital realisieren lassen. Zugleich mangele 
es den digitalen Bewegungen an organi-
satorischen Strukturen und Fähigkeiten, 
wie sie für politische Parteien typisch und 
das politische Gemeinwesen wichtig sind: 
verbindliche Entscheidungen treffen und 
konkurrierende politische Anliegen abwä-
gen bzw.  miteinander versöhnen zu kön-
nen. Digitale Beteiligungsformen stoßen 
also nicht nur auf positive Resonanz.

Ein verbreiteter Vorwurf lautet, dass 
Handlungen wie Tweeten, Liken, Weiter-
leiten oder das Unterzeichnen einer Peti-
tion die Schwelle dessen, was man unter 
politischer Partizipation versteht, senke 
und damit die Unverbindlichkeit politi-
schen Handelns bis zur Unkenntlichkeit 
erhöhe. Der sogenannte Armchair Akti-
vismus, auch als „Slacktivism“ bezeichnet, 
suggeriere politischen Einfluss lediglich, 
statt diesen praktisch herzustellen (Mo-
rozov 2009). Der Kritik an der Verflachung 
politischer Partizipation wird jedoch mit 
dem Argument entgegnet, dass „tiny acts 
of participation“ den zentralen kategori-
alen Beitrag bilden, den die sozialen Me-
dien zur demokratischen Beteiligungs-
landschaft hinzufügen (Margetts 2019, 
S. 108). Die geringeren Beteiligungshürden 
dehnen den Kreis der Engagierten aus und 
erhöhen auf diese Weise die (wenngleich 
geringe) Chance einer Herausbildung 
neuer politischer Bewegungen. Denn die 
„tiny acts of participation“ kommunizie-
ren „signals of viability“, gewissermaßen 
Relevanzsignale an Dritte, und verbessern 
damit die Voraussetzungen für die Entste-
hung von politischen Bewegungen (ebd., 
S. 111; siehe auch Zuckerman 2014).

Ein weiterer, wohl noch schwerwiegende-
rer Kritikpunkt betrifft die gesellschaftli-
che Ungleichheit im digitalen Engagement. 



34 | FORUM NR. 4

HOFMANN: DIGITALISIERUNG UND DEMOKRATIEENTWICKLUNG

Die empirischen Befunde des Engage-
ment-Berichts bestätigen, dass sich die 
digitale Beteiligung rund um Klimaschutz, 
Seenotrettung oder gesellschaftliche Dis-
kriminierung ganz überwiegend aus dem 
bildungsstarken Bürgertum rekrutiert. Es 
sind vorwiegend Gymnasiast*innen und 
Studierende, die sich politisch und ge-
sellschaftlich engagieren, während junge 
Menschen mit Hauptschulabschluss kaum 
unter den politisch Aktiven zu finden sind. 
Wenn sich junge Erwachsene mit einem 
niedrigen Bildungsgrad engagieren, dann 
überwiegend im niedrigschwelligen Be-
reich (Hofmann et al. 2020, S. 54). Wie der 
Engagement-Bericht argumentiert, zeigen 
Modellprojekte zur Aktivierung von Ju-
gendlichen im Rahmen von Schulprojek-
ten, dass politische Abstinenz keine Fra-
ge der fehlenden Motivation ist, sondern 
zumeist auf fehlende Gelegenheitsstruk-
turen zurückzuführen ist. Die bekannten 
Gründe hierfür liegen in der ungleichen 
Verteilung von innerfamiliären oder peer - 
gruppenvermittelten Zugängen zum En-
gagement, in unterschiedlichen Zeit-
budgets, aber auch in milieuspezifischen 
Sprachbarrieren und mangelnden digita-
len Vorkenntnissen. Digitale Partizipa tion 
weist folglich einen besonders ausge-
prägten „bildungsexklusiven“ Charakter 
auf (ebd., S. 124).

Die Folgen der digitalen Ungleichheit im 
politischen Engagement sind gravierend. 
Zum einen werden die ausgeschlossenen 
gesellschaftlichen Gruppen um die Erfah-
rung von Selbstwirksamkeit und wech-
selseitiger sozialer Anerkennung, aber 
auch um diese besondere Form außer-
schulischer Bildung gebracht, die sich aus 
politischer Teilhabe ergibt (BMFSFJ 2017, 
S. 196). Das Bildungsgefälle wird auf diese 
Weise noch verstärkt. Zum anderen erlan-
gen die Lebenswelten und gesellschaftli-
chen Perspektiven marginalisierter Grup-
pen nicht die öffentliche Sichtbarkeit und 

das politische Gewicht, das ihnen eigent-
lich gebührt (Hofmann et al. 2020).

Aus demokratietheoretischer Sicht stellen 
sich zumindest anspruchsvolle digital ver-
mittelte Formen der Beteiligung somit als 
zweischneidiges Schwert dar (Theocharis 
und de Moor 2021, S. 9). Auf der einen 
Seite erzeugen sie integrative Effekte, in 
dem sie das Repertoire demokratischer 
Teilhabe für neue Bevölkerungskreise und 
neue Formen der Intervention öffnen. 
Auf der anderen Seite weisen sie massive 
Ausschlusseffekte auf und verstärken die 
digitale Ungleichheit zulasten jener, deren 
Anliegen in der öffentlichen Diskussion 
ohnehin unterrepräsentiert sind.

3.3 Empfehlungen zum Thema Partizi - 
pation

Der wohl dringendste politische Hand-
lungsbedarf besteht bezüglich der erheb-
lichen sozialen Ungleichheit im politischen 
Engagement im Allgemeinen und im digi-
talen politischen Engagement im Beson-
deren. Der Engagement-Bericht (Hofmann 
et al. 2020) schlägt vor, primär an den 
Schulen anzusetzen:

 ¾ Ausbau der digitalen Infrastruktur an 
Schulen und in Einrichtungen der Bil-
dungsarbeit,

 ¾ alle Schultypen sollten gesellschaft-
liches Engagement, politische Beteili-
gung und den Erwerb reflexiver Kom-
petenzen erfahrbar machen und in 
den Unterricht integrieren,

 ¾ Stärkung digitaler Kompetenzen in der 
pädagogischen Arbeit und der außer-
schulischen Jugendarbeit: Das Lehrper-
sonal sollte sich regelmäßig weiterbil-
den, um die Kommunikationsdienste 
und Tools, die junge Menschen nutzen, 
zumindest zu kennen und zu verstehen,

 ¾ Entwicklung von Arbeits- und Bildungs-
formaten, die Jugendliche im Umgang 
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mit unzivilen Verhaltensweisen, anti-
demokratischen Inhalten und Desin-
formationskampagnen unterstützen,

 ¾ wenn Parteien und Verbände für jun-
ge Menschen weiterhin attraktiv sein 
wollen, sollten sie sich für die verän-
derten Beteiligungswünsche öffnen 
und etwa auch projektförmige Partizi-
pationsformate anbieten,

 ¾ stärkere Anerkennung des jungen di-
gitalen Engagements in Parteien, Ver-
einen und Verbänden, etwa indem 
Nominierungen für Wahlämter neben 
„verdienten“ auch jungen Mitgliedern 
angeboten werden. Auch symbolische 
Anerkennungen wie Preise und Aus-
zeichnungen können helfen.

4 Infrastruktur und regionale Verteilung

Deutschland gehört zu den europäischen 
Ländern mit einer bestenfalls durch-
schnittlich entwickelten digitalen Infra-
struktur, die vor allem im ländlichen Raum 
noch viele weiße Löcher aufweist. Im Früh-
jahr 2020, in den ersten Wochen der Pan-
demie, waren in den Nachrichten Bilder 
von Menschen zu sehen, die mit dem Auto 
in die nächstgelegene Kreisstadt fuhren, 
um auf dem Parkplatz des Supermarktes 
Hausarbeiten für die Kinder herunterzula-
den oder E-Mails zu verschicken. Auch in 
vielen öffentlichen Versorgungsbereichen 
wie dem Gesundheits- oder Bildungssek-
tor ist die digitale Ausstattung unzurei-
chend und das Personal nur mangelhaft 
digital qualifiziert. Schulplattformen sind 
dem hohen Bedarf nicht gewachsen und 
untereinander inkompatibel. Die Gesund-
heitsämter verwalten die Pandemie teils 
mit Zettel und Bleistift, weil die Software 
fehlerhaft ist oder die Schnittstellen zwi-
schen einzelnen Programmen fehlen.

Zwar ist der Zugang der Haushalte zu 
Breitbandverbindungen insgesamt gut, 
aber es besteht nach wir vor ein großes 

Gefälle zwischen Städten (97,8 Prozent 
der Haushalte verfügen über einen Inter-
netanschluss mit bis zu 50 Mbit/s) und 
ländlichen Gebieten (lediglich 77,1 Pro-
zent; BMVI 2020, S. 10). Je höher das Da-
tenvolumen, desto deutlicher fallen die 
regionalen Unterschiede aus. So haben 
derzeit nur 16,7 Prozent aller Haushalte 
im ländlichen Raum einen 1000 Mbit/s 
 Internetanschluss gegenüber 74,6 Pro-
zent in der Stadt (ebd.). Solche Übertra-
gungsgeschwindigkeiten sind kein Luxus, 
sondern in Zeiten des pandemiebeding-
ten Homeschooling und Homeoffice un-
bedingt erforderlich. Dies gilt vor allem 
dann, wenn mehrere Personen gleichzei-
tig an Online-Sitzungen teilnehmen.

Mit Blick auf die Glasfasertechnik, die 
nach übereinstimmender Meinung der 
Expert*innen die „Infrastruktur der Zu-
kunft“ darstellt (Bundesnetzagentur 2019, 
S. 51), befindet sich Deutschland lediglich 
auf Platz 34 unter den Ländern der OECD 
(Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung). Im Jahr 2020 
hatten 4,7 Prozent der Bevölkerung Zu-
gang zu einem Glasfaseranschluss (in Süd-
korea liegt der Anteil seit Jahren bei über 
80 Prozent). Es gibt nur vier OECD-Länder, 
in denen der Anteil der Glasfaseranschlüs-
se noch niedriger ist. Interessanterwei-
se ist das deutsche Stadt-Land-Gefälle in 
diesem Bereich jedoch sehr viel geringer 
ausgeprägt (Statista 2021). Einige weni-
ge Städte, darunter Köln und München, 
ragen heraus, während alle anderen mit 
Knappheit kämpfen/um Zugang ringen.

Bezeichnenderweise sind es lokale An-
bieter, die den Ausbau des Glasfasernet-
zes vorantreiben, während die großen 
Unternehmen, allen voran die Deutsche 
Telekom, daran festhalten, das Kupfer-
kabelnetz durch Vectoring-Technologien 
technisch aufzurüsten, weil es keine hin-
reichende Nachfrage für schnellere, aber 
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auch teurere Glasfaseranschlüsse gibt 
(Winzer und Massarczyk 2018, S. 309).6 

Der Ausbau von flächendeckenden Infra-
strukturen erfolgt jedoch üblicherweise 
angebotsorientiert in der Erwartung, dass 
sich vorhandene Kommunikationsnetze 
ihre Nachfrage schaffen.

Der Zugang zu einer guten digitalen In-
frastruktur in ländlichen Regionen ist ein 
wichtiger Faktor, um Abwanderung zu 
vermeiden, aber auch, um interessier-
ten Menschen die Möglichkeiten eines 
gesellschaftlichen oder politischen Enga-
gements zu ermöglichen (BMFSFJ 2017; 
Tillmann 2018). Die lokalen Gelegen-
heitsstrukturen für die gesellschaftliche 
und politische Beteiligung vor allem für 
junge Menschen sind außerhalb der gro-
ßen Städte sehr viel schwächer entwi-
ckelt. Daher kommt dem Internet, auch 
im Verständnis der jungen Leute selbst, 
häufig eine Art Kompensationsfunktion 
zu (Hofmann et al. 2020, S. 58–60). Diese 
Kompensationsfunktion bestätigen fast 
40 Prozent der jungen Erwachsenen aus 
ländlichen Gebieten gegenüber rund 21 
bis 26 Prozent derjenigen in großen bzw. 
mittleren Städten (ebd.). Ein weiterer 
Beleg hierfür zeigt sich darin, dass selbst 
organisierte Gruppen im Unterschied zur 
Beteiligung in der etablierten Vereins- und 
Verbändelandschaft im Bereich des En-
gagements in kleinen Gemeinden einen 
deutlich höheren Stellenwert innehaben 
als in größeren Städten (ebd.).

Mit dem digitalen Engagement verbin-
den die befragten jungen Menschen 
mehr zeitliche Flexibilität und natürlich 
auch eine größere Vielfalt in den Mög-
lichkeiten des Engagements. Die zeitliche 

6 Die Verantwortung für das Festhalten an veralteten 
Technologien liegt allerdings nicht allein bei der Deut-
schen Telekom selbst. Der deutsche Staat hält 31,9 
Prozent der Anteile am Unternehmen und hat somit 
beträchtlichen Einfluss auf die Unternehmenspolitik.

Selbstbestimmung in der Partizipation 
ist für die junge Generation in ländlichen 
Gegenden noch erheblich wichtiger als 
in den Städten, was auf das regional un-
terschiedliche Zeitbudget zurückzuführen 
sein dürfte. Vor allem die erforderlichen 
Fahrtzeiten scheinen die verfügbare Frei-
zeit im ländlichen Raum einzuschrän-
ken. Daraus lässt sich schließen, dass der 
 Zugang zur digitalen Infrastruktur für jun-
ge Menschen außerhalb der Großstädte 
eine überdurchschnittlich große Bedeu-
tung hat. Ein Viertel der Befragten gab 
an, sich überwiegend oder vollständig 
digital zu engagieren (gegenüber lediglich 
12 Prozent in großen und mittleren Städ-
ten; ebd., S. 55–60). Das regionale Gefälle 
in der verfügbaren digitalen Infrastruktur 
wirkt sich folglich sehr nachteilig auf die 
Lebenschancen der jungen Generation in 
ländlichen Gebieten aus.

4.1 Statt konkreten Empfehlungen

In Deutschland besteht zwar ein Rechtsan-
spruch auf einen Telefonanschluss, nicht 
aber auf schnelles Internet oder gar einen 
Glasfaseranschluss. Das reformierte Tele-
kommunikationsgesetz (TKG) sollte dieses 
Recht enthalten, beschlossen wurde dann 
jedoch lediglich ein „Recht auf lahmes In-
ternet“ (Rudl 2021), das den Ausbau des 
Glasfasernetzes nicht merklich voran-
treiben dürfte. Obwohl das „Graue-Fle-
cken-Förderprogramm“ des BMVI (Bun-
desministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur) die staatlichen Fördermaß-
nahmen, von denen bislang überwiegend 
die Deutsche Telekom profitiert hat, er-
weitert und die Antragstellung erleichtert, 
rufen die Gemeinden die bereitstehen-
den Mittel nach wie vor nur in geringem 
Umfang ab. Aus historischen Gründen 
ist der Ausbau der digitalen Infrastruktur 
in Deutschland immer wieder mit einer 
Begünstigung der Deutschen Telekom 
AG verknüpft. Solange die Regierungs-
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parteien der digitalen Infrastruktur an sich 
nicht eine höhere politische Priorität ein-
räumen und von Erwägungen zum Erhalt 
der Wettbewerbsposition des ehemaligen 
Staatsbetriebs entkoppeln, wird sich das 
Ausbautempo vermutlich nicht erhöhen. 
Wirtschaftlicher und gesellschaftlicher 
Druck könnte in diesem Zusammenhang 
hilfreich sein.
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BBE-NEWSLETTER ONLINE

BBE-NEWSLETTER
Der BBE-Newsletter informiert 14-täglich über die Engagementpolitik und -debatte in 
Deutschland, interessante Publikationen und Veranstaltungen sowie Aktuelles aus dem 
BBE. In monatlichen Themenschwerpunkten vertiefen Autor*innen aus Politik, Zivilge-
sellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft zivilgesellschaftliche Themen.
ü https://www.b-b-e.de/newsletter

BBE EUROPA-NACHRICHTEN
Die BBE Europa-Nachrichten zu Engagement und Partizipation in Europa bieten monat-
lich Informationen und Hintergrundberichte zu europäischen Fragen der Engagementpo-
litik und -förderung, Gastbeiträge namhafter Europa-Expert*innen sowie Hinweise auf 
internationale Beteiligungsverfahren.
ü https://www.b-b-e.de/eunewsletter

INFOLETTER
Der Infoletter zur Woche des bürgerschaftlichen Engagements erscheint vierteljährlich, in-
formiert über die Aktivitäten zu Vorbereitung und Durchführung der Aktionswoche, stellt 
Engagementprojekte vor und hält über die Nachrichten, Aktionen und Materialien rund 
um das bürgerschaftliche Engagement auf dem Laufenden. 
ü https://www.engagement-macht-stark.de/downloads/infoletter/

NEWSLETTER-ABO

ü https://www.b-b-e.de/newsletter-abo
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